
Stadt Ratzeburg
Ratzeburg, 29.11.2012

- Stadtvertretung - 

Hiermit werden Sie

zur 25. Sitzung der Stadtvertretung am Montag, 10.12.2012, 18:30 Uhr,
in den  Ratssaal

eingeladen.

Bitte benachrichtigen Sie den Vorsitzenden und die/den zuständigen Vertreter/in, falls Sie
verhindert sind.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlicher Teil

Punkt 1 Eröffnung der Sitzung durch die/den Vorsitzende/n
und Feststellung der ordnungsgemäßen
Einladung, der Anwesenheit und der
Beschlussfähigkeit

Punkt 2 Anträge zur Tagesordnung mit Beschlussfassung
über die Nichtöffentlichkeit von
Tagesordnungspunkten

Punkt 3 Beschluss über Einwendungen zur Niederschrift
vom 17.09.2012

Punkt 4 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus
der Sitzung vom 17.09.2012

SR/BerVoSr/200/2012

Punkt 5 Fragen, Anregungen und Vorschläge von
Einwohnerinnen und Einwohnern

Punkt 6 Neuwahl einer Gemeindewahlleiterin/eines
Gemeindewahlleiters 

SR/BeVoSr/369/2012

Punkt 7 Festsetzung der Realsteuerhebesätze außerhalb
der Haushaltssatzung

SR/BeVoSr/338/2012

Punkt 8 Änderung der Hundesteuersatzung; Erhöhung der
Steuersätze

SR/BeVoSr/339/2012

Punkt 9 Änderung der Zweitwohnungssteuersatzung;
Erhöhung des Hebesatzes 

SR/BeVoSr/340/2012

Punkt 10 Haushaltsplan 2013; hier: Auswirkungen des
Schulverbandshaushalts auf den Haushalt der
Stadt

SR/BeVoSr/348/2012

Punkt 11 Verfahren zur Aufstellung der Haushaltspläne;
budgetorientiert oder herkömmlich

SR/BeVoSr/346/2012

Punkt 12 Haushaltsplan 2013; hier: Stellenplan
Punkt 13 Haushaltsplan 2013; hier: Verwaltungs- und

Vermögenshaushalt, Satzungsbeschluss 
Punkt 14 Haushaltsplan 2013; hier: Investitionsprogramm

2012 bis 2016



Punkt 15 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 (VEP
11) "Sonderpostenmarkt" im Verfahren nach § 13a
BauGB - Abschließende Beschlussfassung

SR/BeVoSr/353/2012

Punkt 16 Wohngebiet "Barkenkamp zwei", 2. Bauabschnitt,
Erschließung - Ergänzung des
Erschließungsvertrages

SR/BeVoSr/361/2012/1

Punkt 17 Wirtschaftsplan der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB) für das Jahr 2013

SR/BeVoSr/240/2011/2

Punkt 18 Zusammenstellung gem. § 12 EigVO der RZ-WB
für das Wirtschaftsjahr 2013

SR/BeVoSr/241/2011/2

Punkt 19 Übertragung von Mitteln der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe auf das Wirtschaftsjahr 2013

SR/BeVoSr/246/2011/3

Punkt 20 Benennung eines Wirtschaftsprüfers für die
Jahresabschlussprüfung 2012 der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe

SR/BeVoSr/081/2010/2

Punkt 21 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 der
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB)

SR/BeVoSr/216/2011/2

Punkt 22 Vorauskalkulation der Abwassergebühren 2013 SR/BeVoSr/234/2011/2
Punkt 23 XI. Satzung zur Änderung der Satzung über die

Erhebung von Abgaben für die zentralen
Abwasserbeseitigungsanlagen in der Stadt
Ratzeburg (Beitrags- und Gebührensatzung)

SR/BeVoSr/235/2011/1

Punkt 24 IX. Satzung zur Änderung der Satzung über die
Erhebung von Gebühren für die nicht
leitungsgebundene Abwasserbeseitigung der Stadt
Ratzeburg (Gebührensatzung zur
Fäkalschlammbeseitigung)

SR/BeVoSr/236/2011/1

Punkt 25 Vorauskalkulation der Straßenreinigungsgebühren
2013

SR/BeVoSr/237/2011/1

Punkt 26 X. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für
die Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg

SR/BeVoSr/238/2011/1

Punkt 27 Fremdenverkehrsabgabe für die Stadt Ratzeburg
a) Kalkulation für 2013 und b) XIII. Satzung zur
Änderung der Satzung über die Erhebung einer
Fremdenverkehrsabgabe

SR/BeVoSr/239/2011/1

Punkt 28 Entscheidung über die Annahme und Vermittlung
von Zuwendungen (Spenden)

SR/BeVoSr/370/2012

Punkt 29 Anträge
Punkt 29.1 Antrag der SPD-Fraktion: Änderung der Satzung

über die Entschädigung der Mitglieder des
Hauptausschusses 

SR/AN/037/2012

Punkt 29.2 Antrag der FRW-Fraktion: Änderung der Satzung
der Stadt Ratzeburg über Entschädigungen in
kommunalen Ehrenämtern

SR/AN/038/2012

Punkt 29.3 Antrag der FRW-Fraktion: Die Stadt Ratzeburg
kündigt zum 31.12.2012 ihre Anteile an der
Herzogtum Lauenburg Marketing und Service
GmbH (HLMS) mit Wirkung zum 31.12.2013

SR/AN/039/2012

Punkt 30 Anfragen und Mitteilungen

gez.
Vorsitzender



Stadt Ratzeburg Ratzeburg, 30.11.2012

- Stadtvertretung - 

Öffentliche Bekanntmachung

zur 25. Sitzung der Stadtvertretung am Montag, 10.12.2012, 18:30 Uhr,
in den  Ratssaal des Rathauses

T a g e s o r d n u n g

Öffentlicher Teil

Punkt 1 Eröffnung der Sitzung durch die/den Vorsitzende/n
und Feststellung der ordnungsgemäßen
Einladung, der Anwesenheit und der
Beschlussfähigkeit

Punkt 2 Anträge zur Tagesordnung mit Beschlussfassung
über die Nichtöffentlichkeit von
Tagesordnungspunkten

Punkt 3 Beschluss über Einwendungen zur Niederschrift
vom 17.09.2012

Punkt 4 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus
der Sitzung vom 17.09.2012

SR/BerVoSr/200/2012

Punkt 5 Fragen, Anregungen und Vorschläge von
Einwohnerinnen und Einwohnern

Punkt 6 Neuwahl einer Gemeindewahlleiterin/eines
Gemeindewahlleiters 

SR/BeVoSr/369/2012

Punkt 7 Festsetzung der Realsteuerhebesätze außerhalb
der Haushaltssatzung

SR/BeVoSr/338/2012

Punkt 8 Änderung der Hundesteuersatzung; Erhöhung der
Steuersätze

SR/BeVoSr/339/2012

Punkt 9 Änderung der Zweitwohnungssteuersatzung;
Erhöhung des Hebesatzes 

SR/BeVoSr/340/2012

Punkt 10 Haushaltsplan 2013; hier: Auswirkungen des
Schulverbandshaushalts auf den Haushalt der
Stadt

SR/BeVoSr/348/2012/1

Punkt 11 Verfahren zur Aufstellung der Haushaltspläne;
budgetorientiert oder herkömmlich

SR/BeVoSr/346/2012/1

Punkt 12 Haushaltsplan 2013; hier: Stellenplan SR/BeVoSr/364/2012
Punkt 13 Haushaltsplan 2013; hier: Verwaltungs- und

Vermögenshaushalt, Satzungsbeschluss 
SR/BeVoSr/349/2012

Punkt 14 Haushaltsplan 2013; hier: Investitionsprogramm
2012 bis 2016

SR/BeVoSr/350/2012

Punkt 15 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 (VEP
11) "Sonderpostenmarkt" im Verfahren nach § 13a
BauGB - Abschließende Beschlussfassung

SR/BeVoSr/353/2012

Punkt 16 Wohngebiet "Barkenkamp zwei", 2. Bauabschnitt,
Erschließung - Ergänzung des
Erschließungsvertrages

SR/BeVoSr/361/2012/1

Punkt 17 Wirtschaftsplan der Ratzeburger SR/BeVoSr/240/2011/2



Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB) für das Jahr 2013
Punkt 18 Zusammenstellung gem. § 12 EigVO der RZ-WB

für das Wirtschaftsjahr 2013
SR/BeVoSr/241/2011/2

Punkt 19 Übertragung von Mitteln der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe auf das Wirtschaftsjahr 2013

SR/BeVoSr/246/2011/3

Punkt 20 Benennung eines Wirtschaftsprüfers für die
Jahresabschlussprüfung 2012 der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe

SR/BeVoSr/081/2010/2

Punkt 21 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 der
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB)

SR/BeVoSr/216/2011/2

Punkt 22 Vorauskalkulation der Abwassergebühren 2013 SR/BeVoSr/234/2011/2
Punkt 23 XI. Satzung zur Änderung der Satzung über die

Erhebung von Abgaben für die zentralen
Abwasserbeseitigungsanlagen in der Stadt
Ratzeburg (Beitrags- und Gebührensatzung)

SR/BeVoSr/235/2011/1

Punkt 24 IX. Satzung zur Änderung der Satzung über die
Erhebung von Gebühren für die nicht
leitungsgebundene Abwasserbeseitigung der Stadt
Ratzeburg (Gebührensatzung zur
Fäkalschlammbeseitigung)

SR/BeVoSr/236/2011/1

Punkt 25 Vorauskalkulation der Straßenreinigungsgebühren
2013

SR/BeVoSr/237/2011/1

Punkt 26 X. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für
die Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg

SR/BeVoSr/238/2011/1

Punkt 27 Fremdenverkehrsabgabe für die Stadt Ratzeburg
a) Kalkulation für 2013 und b) XIII. Satzung zur
Änderung der Satzung über die Erhebung einer
Fremdenverkehrsabgabe

SR/BeVoSr/239/2011/1

Punkt 28 Entscheidung über die Annahme und Vermittlung
von Zuwendungen (Spenden)

SR/BeVoSr/370/2012

Punkt 29 Anträge
Punkt 29.1 Antrag der SPD-Fraktion: Änderung der Satzung

über die Entschädigung der Mitglieder des
Hauptausschusses 

SR/AN/037/2012

Punkt 29.2 Antrag der FRW-Fraktion: Änderung der Satzung
der Stadt Ratzeburg über Entschädigungen in
kommunalen Ehrenämtern

SR/AN/038/2012

Punkt 29.3 Antrag der FRW-Fraktion: Die Stadt Ratzeburg
kündigt zum 31.12.2012 ihre Anteile an der
Herzogtum Lauenburg Marketing und Service
GmbH (HLMS) mit Wirkung zum 31.12.2013

SR/AN/039/2012

Punkt 30 Anfragen und Mitteilungen



Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 29.11.2012
 SR/BerVoSr/200/2012

Gremium Datum Behandlung
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: FB/Az:

Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der
Sitzung vom 17.09.2012

Zusammenfassung:

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 26.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 29.11.2012

Sachverhalt:

TOP 10 1. Nachtragshaushaltsplan 2012

Der 1. Nachtragshaushaltsplan 2012 wurde bekanntgemacht und ist in Kraft getreten.

TOP 11 Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11
                       (VEP  11) "Sonderpostenmarkt"

Der Vertrag wurde am 20.09.2012 geschlossen.

TOP 12 Städtebaulicher Vertrag zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 62    

                       "Burgfeld"

Die Unterzeichnung des Vertrages steht noch aus und folgt voraussichtlich nach der
Bauausschusssitzung am 17.12.2012.

Mitgezeichnet haben:

Ö  4



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 29.11.2012
 SR/BeVoSr/369/2012

Gremium Datum Behandlung
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Ralf Weindock FB/Aktenzeichen: 005 05

Neuwahl einer Gemeindewahlleiterin/eines
Gemeindewahlleiters

Zielsetzung:

Vorbereitung, Organisation und Durchführung der Bürgermeister- und
Kommunalwahl
2013

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung beschließt, die bisherige Gemeindewahlleiterin, Frau Martina
Radszuweit, abzuberufen und gleichzeitig Herrn Kolja Pantelmann mit sofortiger
Wirkung zum neuen Gemeindewahlleiter zu wählen. 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 28.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 28.11.2012

Sachverhalt:

Für die im Jahr  2013 stattfindenden Wahlen (am 03.03.2013 Bürgermeisterwahl
und am 26.05.2013 Kommunalwahl) hat die Stadtvertretung in der 23.Sitzung am
18.06.2012 -Top 10- Frau Martina Radszuweit als Gemeindewahlleiterin gewählt.

Die Gemeindewahlleiterin ist erkrankt und kann z.Z. die Aufgaben nicht
wahrnehmen. Auch der stellvertretende Gemeindewahlleiter ist erkrankt.

Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Vorbereitung und Durchführung der
Wahlen
hat sich die Verwaltungsleitung  daher vorsorglich entschieden, einen neuen
Gemeindewahlleiter zu bestellen, der bei Rückkehr der bisherigen

Ö  6
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Gemeindewahlleiterin diese sofort mit der Stellvertretung und Durchführung
beauftragen kann.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:    - k e i n e -



Satzung der Stadt Ratzeburg
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Stadt Ratzeburg

(Hebesatzsatzung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., Seite 5), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2010
(GVOBl. Schl.-H., S. 789), des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I
S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I, S.
2794) und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I, S. 4167),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2010 (BGBl. I, S. 4167) wird
nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 17.12.2012 folgende Satzung
erlassen:

§ 1 

Erhebungsgrundsatz

Die Stadt Ratzeburg erhebt auf den in ihrem Stadtgebiet liegenden Grundbesitz eine
Grundsteuer nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes und von den
Gewerbetreibenden eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des
Gewerbesteuergesetzes.

§ 2 

Hebesätze

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Jahr 2013 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf  360 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf    380 v. H.

2.  für die Gewerbesteuer auf      360 v. H.

§ 3 

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Ratzeburg, den   .12.2012

        Voß
Bürgermeister
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.11.2012
 SR/BeVoSr/338/2012

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss 13.11.2012 Ö
Hauptausschuss 26.11.2012 N
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Werner FB/Aktenzeichen: 20 13 50

Festsetzung der Realsteuerhebesätze außerhalb der
Haushaltssatzung

Beschlussvorschlag: 

Der Finanzausschuss empfiehlt,
der Hauptausschuss nimmt Kenntnis und
die Stadtvertretung beschließt

die der Vorlage beigefügte Hebesatzsatzung für das Jahr 2013 mit Hebesätzen für
      die Grundsteuer A          mit 360 v. H.
      die Grundsteuer B          mit 380 v. H.
      und die Gewerbesteuer  mit 360 v. H..

 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Wolfgang Werner am 29.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 30.10.2012

Sachverhalt:

Nachdem im letzten Jahr erstmalig Gebrauch davon gemacht wurde, die
Realsteuerhebesätze in einer separaten Satzung festzusetzen, soll dieses Verfahren
fortgeführt werden.
Eine Erhöhung der Hebesätze ist erforderlich, um die Antragsberechtigung für
Fehlbetragszuweisungen zu erhalten.
Entsprechende Mehreinnahmen sind in den Haushaltsentwurf eingerechnet worden.

Ö  7
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Anlagenverzeichnis:

1 Hebesatz-Satzung



V. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ratzeburg über die Erhebung einer
Hundesteuer

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. Seite 57) und der §§ 1 und 3 des Kommunalabgabengesetzes
des Landes Schleswig-Holstein vom 10.01.2005 (GVOBl. Schl.-H. Seite 27) in der jeweils
gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 10.12.2012
folgende Satzung erlassen:

Artikel 1

1. Der § 4 (Steuersätze) wird wie folgt geändert:

(1) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für

a) den ersten Hund   110,00 €
b) den zweiten Hund   120,00 €
c) jeden weiteren Hund   130,00 €
d) einen ermäßigten Hund      55,-- € 
e) den ersten gefährlichen Hund   900,00 €
f) jeden weiteren gefährlichen Hund                1.100,00 €.

2. Der § 6 (Zwingersteuer) wird wie gefolgt geändert:

(2) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für
      jeden Zwingerhund     55,-- €

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Ratzeburg, den

                                       -LS-
         gez.
        Voß
Bürgermeister
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 30.10.2012
 SR/BeVoSr/339/2012

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss 13.11.2012 Ö
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Werner FB/Aktenzeichen: 20 13 45

Änderung der Hundesteuersatzung; Erhöhung der
Steuersätze

Zielsetzung:

Sicherstellung der kontinuierlichen Einnahmebeschaffung und der Vermeidung von
Kürzungen eventueller Fehlbetragszuweisungen

Beschlussvorschlag: 

Der Finanzausschuss empfiehlt
der Hauptausschuss nimmt Kenntnis

                und die Stadtvertretung beschließt

die der Vorlage als Anlage beigefügte V. Änderungssatzung zur Satzung der
Stadt Ratzeburg über die Erhebung einer Hundesteuer.

 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Wolfgang Werner am 29.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 30.10.2012

Sachverhalt:

Seit Jahren wird in Ratzeburg eine Hundesteuer erhoben.

Ö  8
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Letztmalig wurden die Steuersätze in 2010 erhöht, um die Vorgaben des
Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein zur Ausschöpfung der eigenen
Einnahmequellen zu erfüllen.

Hintergrund dafür ist, dass Fehlbetragszuweisungen nur gewährt bzw. nicht gekürzt
werden, wenn den Empfehlungen des Innenministeriums zur Ausschöpfung der
eigenen Einnahmequellen und zur Beschränkung der Ausgaben gefolgt wird.
Da wir derzeit Fehlbeträge im Verwaltungshaushalt erwirtschaften, ist die Befolgung
der Hinweise notwendig, um die Höhe der Fehlbetragszuweisungen nicht negativ zu
beeinflussen.
Für das Jahr 2013 sehen diese Hinweise eine Erhöhung des Steuersatzes auf
110,--€  vor.

Weil in der Änderungs-Satzung nur die neuen Sätze genannt werden, folgt hier eine
Gegenüberstellung der alten und neuen Sätze, nachrichtlich ist die Anzahl der
gemeldeten Hunde genannt:

Bezeichnung                                            neu                        alt            

a) erster Hund                                      110,-- €               100,-- €         
b) zweiter Hund                                    120,-- €               110,-- €              
c) weitere Hunde                                  130,-- €               120,-- €               
d) ermäßigter Hund                                55,-- €                 50,-- €              
e) Zwingerhund (Zucht)                          55,-- €                 50,-- €              
f) erster gefährlicher Hund                   900,-- €               500,-- €              
g) zweiter gefährlicher Hund             1.100,-- €               800,-- €            
h) befreite Hunde                                     0,-- €                    0,-- €              
Gesamtzahl                                                                                               

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen
auf den Haushalt:

Bei einem Steuer-Aufkommen am 14.09.2010 in Höhe von 65.094,00 € würde die
Änderung (bei gleich bleibender Hundeanzahl!) zu einer Mehreinnahme von rd.
8.000,-- € führen.

Anlagenverzeichnis:

V. Änderungssatzung
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mitgezeichnet haben:



VI. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer
in der Stadt Ratzeburg

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. Seite 57) und der §§ 1, 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes
des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10.01.2005 (GVOBl. Schl.-H. Seite 27) wird
nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 17.12.2012 folgende Satzung erlassen:

Artikel 1

Im § 5 (Steuersatz) wird der Wert 11,0 durch den Wert 12,0 ersetzt.

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Ratzeburg, 

   Voß
Bürgermeister
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.11.2012
 SR/BeVoSr/340/2012

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss 13.11.2012 Ö
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Werner FB/Aktenzeichen: 20 13 60

Änderung der Zweitwohnungssteuersatzung; Erhöhung
des Hebesatzes

Zielsetzung:

Sicherstellung der kontinuierlichen Einnahmebeschaffung und Vermeidung
von Kürzungen eventueller Fehlbetragszuweisungen

Beschlussvorschlag: 

Der Finanzausschuss empfiehlt)
der Hauptausschuss nimmt Kenntnis
und die Stadtvertretung beschließt

die der Vorlage als Anlage beigefügte VI. Änderungssatzung zur Satzung
der Stadt Ratzeburg über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer.

 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Wolfgang Werner am 29.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 31.10.2012

Sachverhalt:

Seit Jahren wird in Ratzeburg eine Zweitwohnungssteuer erhoben.
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Letztmalig wurde der Steuersatz in 2010 zum 01.01.2011 erhöht, um die Vorgaben
des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein zur Ausschöpfung der
eigenen Einnahmequellen zu erfüllen.

Hintergrund dafür ist, dass Fehlbetragszuweisungen nur gewährt bzw. nicht gekürzt
werden, wenn den Empfehlungen des Innenministeriums zur Ausschöpfung der
eigenen Einnahmequellen und zur Beschränkung der Ausgaben gefolgt wird.
Da wir derzeit Fehlbeträge im Verwaltungshaushalt erwirtschaften, ist die Befolgung
der Hinweise notwendig, um die Höhe der Fehlbetragszuweisungen nicht negativ zu
beeinflussen.
Für das Jahr 2013 sehen diese Hinweise eine Erhöhung des Steuersatzes auf 12,0
% (alt 11,5 %)  vor.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen
auf den Haushalt:

Bei gleich bleibender Anzahl der Steuerpflichtigen entsteht voraussichtlich eine
Mehreinnahme von rd. 100,-- €.

Anlagenverzeichnis:

VI. Änderungssatzung

mitgezeichnet haben:
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 29.11.2012
 SR/BeVoSr/348/2012/1

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss Ö
Hauptausschuss Ö
Stadtvertretung Ö

Verfasser: Herr Werner FB/Aktenzeichen: 20 12 01/2013

Haushaltsplan 2013; hier: Auswirkungen des
Schulverbandshaushalts auf den Haushalt der Stadt

Zielsetzung:

Abstimmung der zu übernehmenden Umlagebelastungen aus dem
Haushaltsplan 2012  des Schulverbandes

Beschlussvorschlag:  

Der Finanzausschuss empfiehlt,
der Hauptausschuss nimmt Kenntnis und
die Stadtvertretung beschließt,
den  Schulverbandsumlagen gemäß Entwurf des Haushaltsplan 2013 des
Schulverbandes
a)  zuzustimmen oder
b) nicht zuzustimmen oder
c) nur bis zur Höhe von 1.675.900,-- € zuzustimmen. Die Vertreter der Stadt
Ratzeburg werden angewiesen, in der Schulverbandsversammlung gemäß
Beschluss der Stadtvertretung abzustimmen.

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 29.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 29.11.2012

Ö  10
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Sachverhalt:

Für den Schulverband Ratzeburg ist der Entwurf des Haushaltsplanes 2013 erstellt
und den Mitgliedsgemeinden zur Kenntnis gegeben worden, damit diese die
finanziellen Auswirkungen auf ihre Haushalte prüfen und bewerten können.

Für die Stadt Ratzeburg ergeben sich folgende Schulverbandsumlagen

Jahr Schullast Schulbaulast Vermögenshaushalt

2013 1.326.708,20 € 389.427,12 € 356.787,06€
Zusammen 1.716.135,32 €

2014 1.889.848,84 € 0

2015 1.929.325,82 €  0

2016 1.898.605,01 € 0

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben im Schulverbandshaushalt ergibt
sich für 2013 aus den Anmeldungen der einzelnen Fachbereiche; für 2014 bis 2016
wurden zunächst die Werte aus 2013 angenommen und dann hochgerechnet.

Der ASJS hat sich in seiner Sitzung am 01.11.2012 dafür ausgesprochen, die
Schulverbandsumlage Baulast im Verwaltungshaushalt so wie angemeldet zu
akzeptieren, die Umlage Schullast im Verwaltungshaushalts auf den Vorjahresansatz
(mithin 1.290 T€) zu deckeln und im Vermögenshaushalt keine Umlage
bereitzustellen, sondern nach Reduzierung des Aufwandes den Mittelbedarf über
Kredite zu decken.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:

Je nach Beschlussvorschlag:
Bei voller Anerkennung der Umlagen ergibt sich für den Verwaltungshaushalt eine
Verschlechterung in Höhe 100.900,-- €; dafür entfällt aber die im ersten Entwurf des
Schulverbandshaushaltes vorgesehene und im Vermögenshaushalt der Stadt nicht
enthaltene Umlage mit rd. 145 T€.
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Anlagenverzeichnis:

Entwurfshaushalt mit Finanz- und Investitionsplan

mitgezeichnet haben:



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 30.11.2012
 SR/BeVoSr/346/2012/1

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss Ö
Hauptausschuss Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Axel Koop FB/Aktenzeichen: 20 12 02

Verfahren zur Aufstellung der Haushaltspläne;
budgetorientiert oder herkömmlich

Zielsetzung:

Entscheidung über das Aufstellungsverfahren der Haushaltspläne

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung beschließt auf Empfehlung des Finanzausschusses und nach
Kenntnisnahme durch den Hauptausschuss, die Haushaltspläne zukünftig nicht
mehr nach dem Budgetierungsverfahren, sondern wieder nach dem herkömmlichen
Haus-haltsverfahren aufzustellen. 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 29.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 30.11.2012

Sachverhalt:

Nachdem bereits in den Vorjahren darüber diskutiert worden war, eine Budgetierung
einzuführen, hat die Stadtvertretung am 03.03.2005 bei Aufstellung des
Haushaltsplanes 2005 beschlossen, diesen nicht mehr nach der herkömmlichen
Struktur sondern budgetorientiert aufzustellen.

Mit dem Eckwertebeschluss  soll im Wege der Budgetierung erreicht werden, dass 
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 Entscheidungsprozesse verkürzt und Kosten eingespart werden können,
 Eigenverantwortung und Kompetenz zur Steigerung von Motivation delegiert

werden,
 das Kostenbewusstsein durch eine Offenlegung der kommunalen

Kosten-/Leistungssituation gefördert wird und
 eine Förderung der Kreativität zur Optimierung der Dienstleistungsbereiche

mit gesteigertem Identitätsbewusstsein der Budgetverwalter realisiert wird.

Der Stadtvertretung kommt demzufolge die reine Rahmen- und Grundsatzpolitische
Entscheidung zu, welche die Grundsätze sowie die Finanz- und Leistungsziele, die
die Kommune anwenden will, festschreibt.
Budgetaufstellung im Einzelnen und Budgetvollzug sind Sache der
budgetsteuernden Fachausschüsse sowie des Bürgermeisters durch die
budgetsteuernden Fachbereiche der hauptamtlichen Verwaltung.

Unter Anerkennung dieser Grundsätze wurde seinerzeit die „Budgetierung“
eingeführt und bis 2010 zum Haushalt 2011 angewendet.

Bei Aufstellung des Haushaltsplanes 2012 wurde dieses Verfahren durchbrochen
und in einer Haushaltskonferenz im Finanzausschuss unter Beteiligungsmöglichkeit
aller Stadtvertreter alle Haushaltsstellen einzeln betrachtet, was im Ergebnis eine
Abkehr von der budgetorientierten Verfahrensweise darstellt.
Da jetzt bei Aufstellung des Haushaltsplanes 2013 in gleicher Weise vorgegangen
wurde, muss nunmehr eine Entscheidung herbeigeführt werden, ob damit eine
grundsätzliche Abkehr von der Budgetorientierung erfolgt oder daran festgehalten
werden soll.

Wenngleich bei Abkehr von der Budgetierung der Verwaltungsaufwand sich durch
Wegfall der Beratungsfolge zum Eckwertebeschluss verringern würde, wird von der
Verwaltung dennoch vorgeschlagen, nicht davon abzurücken.

Der Finanzausschuss hat sich in seiner Sitzung am 13.11.2012 kontrovers mit der
Thematik befasst. Mit 3-Ja- und 7-Nein-Stimmen wurde die Fortführung der Budge-
tierung nicht beschlossen. Somit wird die Aufstellung der Haushaltspläne zukünftig
wieder nach dem herkömmlichen Haushaltsverfahren erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:

Anlagenverzeichnis:

mitgezeichnet haben:
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 30.11.2012
 SR/BeVoSr/364/2012/1

Gremium Datum Behandlung
Finanzausschuss Ö
Hauptausschuss Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Ralf Weindock FB/Aktenzeichen: 030 03 / 2013

Haushaltsplan 2013; hier: Stellenplan

Zielsetzung:

Im Rahmen der Beratungen zum Haushaltsplan 2013 ist der Stellenplan als
wesentlicher Bestandteil zu beschließen.

Beschlussvorschlag:

 Die Stadtvertretung beschließt auf Empfehlung des Finanzausschuss und nach
 Kenntnisnahme durch den Hauptausschuss
 den Stellenplan 2013 gemäß Anlage zur Vorlage.

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 29.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 30.11.2012

Sachverhalt:

Der dieser Vorlage beigefügte Entwurf zum Stellenplan 2013 beinhaltet gegenüber
dem Stellenplan 2012 in erster Linie einige zwischenzeitlich erforderlich gewordene
Anpassungen bei den Wochenarbeitsstunden in der Rubrik „Vermerke“. Die
Stunden-kontingente der Planstellen entsprechen somit der aktuellen Struktur und
den Ver-waltungsabläufen.

Obwohl einige Stellen erkennbar nicht im vorgesehenen Umfang besetzt wurden,
und es dadurch in verschiedenen Bereichen teilweise immer noch zu deutlichen
Mehrstundenbelastungen kommt, ist es nach wie vor das Ziel, bei den
Entschei-dungen über notwendige Maßnahmen aufgrund der Auswirkungen von
Aufgaben-zuwächsen etc. auch ohne Stellenanhebungen auszukommen und
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etwaige Mehr-aufgaben durch den vorhandenen Personalbestand abzudecken (so
wie es bei der ab Januar 2012 vom Kreis auf die Stadt neu übertragenen Aufgaben
aus dem Bildungs- und Teilhabepaket bereits erfolgt ist).
Darüber hinaus ist es vorgesehen, die beiden Reinigungskräfte für das Rathaus von
Entgeltgruppe 1 in die Entgeltgruppe 2 höherzugruppieren.

Die einzelnen Veränderungen sind im Stellenplanentwurf „grau“ gekennzeichnet und
werden in der beigefügten Veränderungsliste (Teil B, Seiten 10-12) näher erläutert.
Die daraus resultierenden Personalmehrkosten in Höhe von zusammen rd.
44.800,00 € sind in den Gesamtpersonalkosten gemäß Sammelnachweis 01 bereits
enthalten.

Bei Zusammenfassung aller Stundenkontingente (darunter befindet sich eine
Vielzahl
von Teilzeitstellen) und Umrechnung auf Vollzeitstellen ergibt sich eine tatsächliche
Zahl von unverändert 9 Beamtenstellen und 60,73 Stellen für Beschäftigte, in der
Summe mithin 69, 73 Vollzeitstellen (+ 1,12 gegenüber 2012, davon: lfd. Nr. 24 =
0,25; lfd. Nr. 56 = 0,22; lfd. Nr. 60 = 0,15 und lfd. Nr. 71 = 0,50).

Diesen Entwurf des Stellenplanes 2013 (TOP 14) hat der Finanzausschuss in seiner
Sitzung am 13.11.2012 -einstimmig- beschlossen.

Um ggf. Irritationen in Bezug auf die Nachfolgeregelung zur Besetzung der Stelle in
der Druckerei/Poststelle (Stelle Nr. 8 des Stellenplanes 2013) auszuräumen, hat der
Hauptausschuss in seiner Sitzung am 26.11.2012 nachstehende Erläuterungen in
einer Ergänzungsvorlage (TOP 10.2 zu 10.1) zustimmend zur Kenntnis genommen:

Durch den zukünftig deutlich verringerten Arbeitsaufwand im Bereich der
Haus-druckerei/Poststelle wird die Stelle Nr. 8 ab 2013 (mit Eintritt des jetzigen
Stellen-inhabers in die aktive Phase der Altersteilzeit = Freistellungsphase) nicht
wieder-besetzt (also eingespart).Die verbleibenden Restaufgaben aus dem Bereich
der Poststelle (z.B. Bearbeitung der Ein- und Ausgangspost,
Lagerung/Überwachung/ Ausgabe Büromaterial etc.) werden dann vom Hausmeister
mit erledigt (so wie es der Hausmeister in Vertretung in Teilbereichen schon immer
gemacht hat).

Da der jetzige Hausmeister ab 02/2014 in Altersrente geht, ist diese Stelle (Stelle Nr.
74) sodann neu zu besetzen (je nach Qualifikation mit tarifkonformer
Eingruppier-ungsanpassung).

Nach der Gemeindehaushaltsverordnung -Kameral- vom 30. August 2012
(Stellenplan gemäß § 5 a (5) GemHVO-Kameral) sind Stellen, die nicht mehr
benötigt werden, unter Angabe eines bestimmten Zeitpunktes als künftig wegfallend
und Stellen, die später anders bewertet werden sollen, als künftig umzuwandeln zu
bezeichnen (mit Angabe der künftigen Bewertung).

Soweit Stellen als künftig wegfallend oder künftig umzuwandeln bezeichnet worden
sind, dürfen diese nach dem Wirksamwerden des Vermerkes nicht mehr oder nicht
mehr entsprechend ihrer früheren Ausweisung besetzt werden. Das bedeutet z. B.,
dass die Stelle Nr. 8 „Druckerei/Poststelle“ noch solange im Stellenplan
ausgewiesen bleiben muss, bis der Stelleninhaber tatsächlich in die Regelaltersrente
übergeht (bis dahin fallen auch noch die Personalkosten an).
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Diesbezüglich erfolgte lediglich aus redaktionellen Gründen eine Korrektur zu den
Stellen Nr. 8 (kw-Vermerk) und 74 (ku-Vermerk) des Stellenplans.

Der Personalrat wurde im Rahmen der Mitbestimmung beteiligt und um Zustimmung
zum Stellenplan 2013 gebeten.

Im Übrigen wird bei Bedarf mündlich berichtet.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den städtischen Haushalt:

- siehe Gesamtpersonalkosten gemäß Sammelnachweis 01 -

Anlagenverzeichnis:

 A) Entwurf Stellenplan 2013
 B) Veränderungsliste mit Erläuterungen
 C) Stellenplanquerschnitt 2013



A)                                                 Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2013  (Entwurf) (Stand: 22.11.2012) Seite:  1

Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Bürgermeister/
Gemeindeorgane

1 1 Bürgermeister 1 - A 16 1 - A 16 1 - A 16

2 2 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 30 Wochenstunden

3 3 Verw.-Angestellter - 1 9 - 1 8 - 1 9

Fachbereich 1
Zentrale Dienste

4 4 Oberamtsrat 1 - A 13 1 - A 12 1 - A 13

5 5 Verw.-Angestellter - 1 10 - 1 10 - 1 10

6 6 Verw.-Angestellter - 1 11 - 1 11 - 1 11

7 7 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8 zzt. 20 Wochenstunden

8 8 Druckerei/Poststelle - 1 5 - 1 5 - 1 5 ATZ ab 02/2013-12/2015
kw

9 9 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8

10 10 Verw.-Angestellte - 0,5 6 - 0,5 6 0,5 6

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR
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Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2013  (Entwurf) Seite:  2

Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Bücherei
11 12 Diplom-Bibliothekarin 28 Wochenstunden

- 1 9 - 1 9 - 1 9 ab 01/2013

12 13 Diplom-Bibliothekarin - 1 9 - 1 9 - 1 9 30 Wochenstunden
ab 01/2013  (kw)

13 14 Verw.-Angestellte - 1 5 - 1 5 - 1 5

14 15 Verw.-Angestellte - 0,5 3 - 0,5 3 - 0,5 3 19,5 Wochenstunden

Finanzen
15 16 Verw.-Angestellter - 1 9 - 1 8 - 1 9

Steuern und Abgaben
16 17 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6

17 18 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 zzt. 20 Wochenstunden

Stadtkasse
18 19 Kassenleiterin - 1 9 - 1 9 - 1 9

19 20 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 30 W.-Std. ab 03/2011
(zusätzl. ATZ der Vor-
gängerin bis 04/2015)

20 21 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 30 W.-Std. ab 05/2010
Vollstreckungsaufg./

Außendienst

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013
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Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 3
Bürgerdienste

21 22 Stadtamtsfrau 1 - A 11 1 - A 10 1 - A 11

22 23 Verw.-Angestellter - 1 8 - 1 8 - 1 8

23 24 Verw.-Angestellter - 1 8 - 1 8 - 1 8

24 25 Verw.-Angestellter - 0,5 6 - 0,5 6 - 1 6 29,25 Wochenstunden

25 26 Verkehrsüberwacherin - 0,5 3 - 0,5 3 - 0,5 3 19,5 Wochenstunden
(ruhender Verkehr)

26 27 Verkehrsüberwacherin - 0,5 3 - 0,5 3 - 0,5 3 19,5 Wochenstunden
(ruhender Verkehr)

27 28 Verkehrsüberwacherin - 0,5 3 - 0,5 3 - 0,5 3 19,5 Wochenstunden
(ruhender Verkehr)

28 29 Verkehrsüberwacherin - 1 3 - 1 3 - 1 3 30,4 W.-Std., ku 19,5 Std.
(ruhender Verkehr)

Bürgerbüro (Empfang)
29 30 Verw.-Angestellte - 1 5 - 1 5 - 1 5 30 Wochenstunden

30 31 Verw.-Angestellte - 1 5 - 1 5 - 1 5 30 Wochenstunden
(Zulage nach EG 6)

Bürgerbüro (EMA)
31 32 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6

32 33 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 28 Wochenstunden

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR



Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2013  (Entwurf) Seite:  4

Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Bürgerbüro (Standesamt)
33 34 Verw.-Angestellte - 1 9 - 1 9 - 1 9

34 35 Amtsinspektor 1 - A 9 1 - A 9 1 - A 9

Bürgerbüro (Soziales)
35 36 Verw.-Angestellte - 1 9 - 0,5 9 - 1 9 zzt. 19,5 Wochenstunden

(in Elternzeit bis 05/2013)

36 37 Verw.-Angestellte - 1 9 - 1 9 - 1 9 (in Elternzeit bis 01/2014)

37 - Verw.-Angestellte - - - - 1 6 - 1 6 25,33 Wochenstunden

38 38 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8 Abordn. Jobcenter (kw)
(Zulage nach EG 9)

39 39 Verw.-Angestellter - 1 6 - 1 6 - 1 6 Abordn. Jobcenter (kw)
(Zulage nach EG 8)

40 40 Verw.-Angestellter - 1 9 - 1 9 - 1 9 Abordn. Jobcenter (kw)
(Zulage nach EG 11)

Freiwillige Feuerwehr RZ
41 41 Hauptamtl. Gerätewart - 1 5 - 1 5 - 1 5

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013
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Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 4
Verwaltung

42 42 Oberamtsrat 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13

Schule und Sport
43 43 Verw.-Angestellte - 1 9 - 1 9 - 1 9 28 Wochenstunden

44 44 Stadtoberinspektorin 1 - A 10 1 - A 10 1 - A 10 35 Wochenstunden

45 45 Bautechniker/-Ingenieur - 1 10 - 1 10 - 1 10 (zugl. Energienamangement)

46 46 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 32 Wochenstunden

Lauenb. Gelehrtenschule
47 47 Schulsekretärin - 1 5 - 1 5 - 1 5 (zusätzl. ATZ der Vorgän-

 rin bis 30.04.2015)
48 48 Schulsekretärin - 1 5 - 1 5 - 1 5 30 Wochenstunden

Jugendpflege
49 49 Stadtjugendpfleger - 1 S 15 - 1 S 15 - 1 S 15

50 50 Erzieher - 1 S 8 - 1 S 8 - 1 S 8 Abordnung Diakonie
(befristet bis 31.12.2014)

51 51 Erzieherin  (19,5 W.-Std.) - 0,5 S 8 - 0,5 S 8 - 0,5 S 8 Abordnung Diakonie
(befristet bis 31.12.2014)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR
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Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Kindergarten "Domhof"
52 52 Kindergartenleiterin - 1 S 10 - 1 S 10 - 1 S 10

53 53 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6 35 Wochenstunden

54 54 Kinderpflegerin - 1 S 3 - 1 S 3 - 1 S 3

55 55 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6 ATZ  (ab 10/2014
Freistellungsphase)

56 56 Erzieherin/stellv. Leiterin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6 39 Wochenstunden

57 57 Kinderpflegerin - 1 S 3 - 1 S 3 - 1 S 3 26,34 Wochenstunden

58 58 Kinderpflegerin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6 25,33 Wochenstunden

59 59 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6

60 60 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6 26 Wochenstunden

61 61 Küchenhilfe - 0,25 1 - 0,25 1 - 0,25 1 10,13 Wochenstunden

62 62 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6

63 63 Erzieherin - 0,5 S 6 - 0,5 S 6 - 0,5 S 6 19,5 Wochenstunden

64 64 Erzieherin - 1 S 6 - 1 S 6 - 1 S 6

65 65 Sozialpädag. Assistentin - 1 S 3 - 1 S 3 - 1 S 3 Elternzeit bis 11/2013

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR



Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2013  (Entwurf) Seite:  7

Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 6
Stadtplanung, Bauen
und Liegenschaften

66 66 Oberbaurat 1 - A 14 1 - A 13 1 - A 14 (zusätzl. ATZ des Vor-
gängers bis 31.08.2014)

67 67 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6

Bauverwaltung/Liegenschaften
68 69 Verw.-Angestellter - 1 11 - 1 11 - 1 11 ku nach EG 9

69 68 Verw.-Angestellter - 1 9 - 1 9 - 1 9

70 70 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 30,4 Wochenstunden

71 71 Bauingenieuerin - 1 10 - 1 10 - 1 10 zzt. 19,5 Wochenstunden
(39 W-Std. ab 2013)

- 72 Verw.-Angestellte - 1 6 - - - - - - 25,33 Wochenstunden

72 73 Raumpflegerin - 1 1 - 1 1 - 1 2 21 Wochenstunden

73 74 Raumpflegerin - 1 1 - 1 1 - 1 2 21,27 Wochenstunden

74 75 Hausmeister - 1 2 - 1 2 - 1 2 (Altersrente ab 02/2014)
ku nach EG 3

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013
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Lfd. Lfd. Stellenplan
Nr. Nr.     kw = künftig

             wegfallend
Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig

St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Hochbau/Planung/Tiefbau
75 76 Bauingenieur - 1 12 - 1 12 - 1 12

76 77 Bauzeichnerin - 1 6 - 1 6 - 1 6 26,6 Wochenstunden

77 78 Bauzeichnerin - 0,5 6 - 0,5 6 - 0,5 6 18,23 Wochenstunden

78 79 Bauingenieur - 1 12 - 1 12 - 1 12

79 80 Landschaftspfleger (Ing.) - 1 10 - 1 10 - 1 10

80 81 Bautechniker - 1 9 - 1 9 - 1 9 (50 % Hochbau)
(50 % Tiefbau)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen
tatsächliche Besetzung

am 30.06.2012
Stellenplan 2013

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2012

Beschäftigte GR
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Nr. Nr.     kw = künftig
             wegfallend

Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig
St. Pl. St. Pl. zeichnung              umwandeln
2013 2012   ATZ = Altersteilzeit

Dienstleistungen für
Dritte

81 82 Oberamtsrat 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13

82 83 Stadtoberinspektor 1 - A 10 - - - 1 - A 10

Gesamtzahl der
Planstellen
Anzahl in

Vollzeitstellen
Gesamt :

Darin enthaltene Planstellen der Einrichtungen:
Stadtbücherei - 4 - - 4 - - 4 -      Lfd. Nr. 11 - 14
Abordnungen Jobcenter - 3 - - 3 - - 3 -      Lfd. Nr. 38 - 40
Feuerwehr - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 41
Lbg. Gelehrtenschule - 2 - - 2 - - 2 -      Lfd. Nr. 47, 48
Stadtjugendpflege/OGS - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 49
Abordnungen Diakonie - 2 - - 2 - - 2 -      Lfd. Nr. 50, 51
städt. Kindergarten - 14 - - 14 - - 14      Lfd. Nr. 52 - 65

Gesamtzahl der
Planstellen
Anzahl in

Vollzeitstellen
Gesamt :

Nachrichtlich:
Auszubildende - 1 - - 1 - - 1 -
Verwalt.-Fachangestellte

67,3268,61 69,73

-

9 59,61 - 8 59,32 - 9 60,73 -

Beschäftigte GR

9 739 73 - 8 73 -

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung tatsächliche Besetzung Stellenplan 2013im Vorjahr 2012 am 30.06.2012

- 27 - - 27 - - 27 -

0 22,54 - 0 22,54 - 0 22,91 -

22,54 22,54 22,91
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Lfd. Nr. Zugänge Abgänge
Lfd. im Stellen- Fachbereich /- Bezeichnung der Zahl der
Nr. plan fachdienst Stelle Stellen

2013 (Stunden) von Besoldungs-/ nach Besoldungs-/ Besoldungs-/ Besoldungs-/
Entgeltgruppe Entgeltgruppe Entgeltgruppe Entgeltgruppe

Fachbereich 1
Zentrale Dienste

1 8 Poststelle/Hausdruckerei Verw.-Angestellter 1,00 - - - kw EG 5
(39,00 Std.)

2 11 Bücherei Dipl.-Bibliothekarin 0,15 - - EG 9 -
(5,75 Std.)

3 12 Bücherei Dipl.-Bibliothekarin 0,16 - - - EG 9
(6,0 Std.)

Fachbereich 3
Bürgerdienste

4 24 Empfang Bürgerbüro und Verw.-Angestellter 0,25 - - EG 6 -
Wahlen/Brandschutz (9,75 Std.)

5 37 Bürgerbüro (Soziales) Verw.-Angestellte 0,65 - - EG 6 -
(25,33 Std.)

Fachbereich 4
Schulen, Sport, Familien,
Jugend und Senioren

6 56 Städt. Kindergarten Erzieherin/ 0,22 - - S 6 -
stellv. Leitung (8,60 Std.)

7 60 Städt. Kindergarten Erzieherin 0,15 - - S 6 -
(5,74 Std.)

B)                                                                                 Veränderungsliste   (Stand 22.11.2012)

Höherstufungen, Herabstufungen,
Umwandlungen

Ö  12
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Lfd. Nr. Zugänge Abgänge
Lfd. im Stellen- Fachbereich /- Bezeichnung der Zahl der
Nr. plan fachdienst Stelle Stellen

2013 (Stunden) von Besoldungs-/ nach Besoldungs-/ Besoldungs-/ Besoldungs-/
Entgeltgruppe Entgeltgruppe Entgeltgruppe Entgeltgruppe

Fachbereich 6
Stadtplanung, Bauen
und Liegenschaften

8 71 Bauverw./Liegenschaften Bauingenieuerin 0,50 - - EG 10 -
(19,50 Std.)

9 (Nr. 72 Bauverw./Liegenschaften Verw.-Angestellte 0,65 - - - EG 6
in 2012) (25,33 Std.)

10 72 Bauverw./Liegenschaften Reinigungskraft 0,54 EG 1 EG 2 - -
(21 Std.)

11 73 Bauverw./Liegenschaften Reinigungskraft 0,55 EG 1 EG 2 - -
(21,27 Std.)

12 74 Bauverw./Liegenschaften Hausmeister 1 EG 2 ku EG 3 - -
(39,00 Std.)

Erläuterungen zur Veränderungsliste

Im Rahmen der Einführung des Sitzungsdienstprogrammes "Session net" und bei konsequenter Nutzung dieses elektronischen
Verfahrens zur Erstellung und Versand von Sitzungsunterlagen und Niederschriften wird sich der Arbeitsaufwand im Bereich der
Hausdruckerei successive deutlich verringern, so dass diese Stelle zukünftig auch wieder mit Hausmeisteraufgaben (wie schon 
einmal in Vorjahren) betraut werden kann. Diese Stelle kann sodann mit Eintritt in die Altersteilzeit (Freistellungsphase ab 02/2013)
ganz eingespart werden.

Zu lfd. Nr. 1:

Umwandlungen

B)                                                                                        Veränderungsliste

Höherstufungen, Herabstufungen,
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Aus persönlichen Gründen und auf Grund eines Antrages der Stelleninhaberin wurde für Stelle Nr. 12 eine Reduzierung der
wöchentlichen Arbeitszeit von bisher 36 Stunden auf nunmehr 30 Stunden vorgenommen. Zur Kompensation der Ausfallzeit
erfolgt gleichzeitig auf Antrag der Stelleninhaberin für Stelle Nr. 11 eine Erhöhung der Wochenarbeitsstunden von bisher 22,25
auf nunmehr 28 Wochenstunden.

Im Zuge einer laufenden Organisationsüberprüfung und Personalbemessung innerhalb des Fachbereiches 3 erfolgte zunächst ab 
07/2012 eine erforderliche Stundenaufstockung für die Stelle Nr. 24 von bisher 19,25 Stunden auf nunmehr 29 Stunden.

Nach erfolgter Organisationsuntersuchung und Personalbemessung innerhalb des Fachbereiches 6 (Zusammenlegung der Fach-
dienste Liegenschaften und Bauverwaltung) wird die daraus resultierende "Überhangstelle" (lfd. Nr. 72 im Stellenplan 2012)
gemäß Organisationsverfügung vom 06.01.2012 dem Fachbereich 3 zugewiesen zur gleichzeitigen Wahrnehmung der vom Kreis
auf die Stadt ab 01/2012 neu übertragene Aufgabe der Bewilligung von Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT).

Anlässlich der Erweiterung der Betreuungszeit einer Vormittagsgruppe (neue Dreiviertel-Tagesgruppe mit einer Betreuung bis
15.00 Uhr zum Beginn des Kindergartenjahres 2012/2013) wurden die erforderlichen Stundenaufstockungen ab 01.08.2012
gemäß Beschluss der Stadtvertretung vom 19.03.2012 vorgenommen und nunmehr im Stellenplan 2013 ausgewiesen.

Die Stelleninhaberin wurde im Juli 1995 als vollzeitbeschäftigte Angestellte eingestellt und befindet sich im Rahmen der Kinder-
betreuung seit Januar 2007 gemäß § 11 TVöD in tarifrechtlicher, befristeter Teilzeitbeschäftigung mit zzt. 19,50 Wochenstunden. 
Da die maximale Teilzeitbeschäftigungsfrist von fünf Jahren zwischenzeitlich abgelaufen ist, besteht seit dem 01.09.2012 Anspruch
auf Vollzeitbeschäftigung gemäß Ursprungsarbeitsvertrag von 1995 (gemäß Antrag zzt. noch weitere Befristung mit 19,5 Stunden
bis zunächst 31.08.2013).

(siehe Erläuterung zu lfd. Nr. 5)

Zu lfd. Nr. 10/11: Auf Grund entsprechender, arbeitsgerichtlicher Entscheidungen zur Eingruppierung von Reinigungskräften im Innendienst in Ent-
geltgruppe 2 sollen die eigenen Reinigungskräfte nunmehr in die richtige Entgeltgruppe 2 eingruppiert werden, zumal hierfür auch
die tarifrechtlichen Tätigkeitsmerkmale vorliegen. 

Zu lfd. Nr. 12: (siehe Erläuterung zu lfd. Nr. 1, ku nach EG 3)

Zu lfd. Nr. 8:

Zu lfd. Nr. 9:

B)  Erläuterungen zur Veränderungsliste

Zu lfd. Nr. 2/3:

Zu lfd. Nr. 4:

Zu lfd. Nr. 5:

Zu lfd. Nr. 6/7:
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Teil C)                                                                              Stellenplanquerschnitt 2013

           Fachbereich /
           Fachdienst

16 15 14 13 13 12 11 10 9 9 8 7 6 5

A)  Verwaltung
    Oberste Gemeindeorgane 1,0 - - - - - - - - - - - - - 1,0
    Zentrale Dienste - - - - 1,0 - - - - - - - - - 1,0
    Bürgerdienste - - - - - - 1,0 - - 1,0 - - - - 2,0
    Schule und Sport - - - - 1,0 - 0,0 1,0 - - - - - - 2,0
    Stadtplaung, Bauen und
    Liegenschaften
    Dienstleistungen für Dritte - - - - 1,0 - - 1,0 - - - - - - 2,0
                                   Summe A 1,0 0,0 1,0 0,0 3,0 0,0 1,0 2,0 0,0 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 9,0
                                   Vorjahr 1,0 0,0 1,0 0,0 3,0 0,0 1,0 2,0 0,0 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 9,0
                                   mehr - - - - - - - - - - - - - -
                                   weniger - - - - - - - - - - - - - -

B)  Einrichtungen
    Stadtbücherei - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Abordnungen Jobcenter - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Freiwillige Feuerwehr - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Lbg. Gelehrtenschule - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Stadtjugendpflege/OGS - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Abordnungen Diakonie - - - - - - - - - - - - - - 0,0
    Städt. Kindergarten - - - - - - - - - - - - - - 0,0
                                    Summe B 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
                                    Vorjahr 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
                                    mehr - - - - - - - - - - - - - -
                                    weniger - - - - - - - - - - - - - -
                         Summe A + B 1,0 0,0 1,0 0,0 3,0 0,0 1,0 2,0 0,0 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 9,0
                         Vorjahr 1,0 0,0 1,0 0,0 3,0 0,0 1,0 2,0 0,0 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 9,0

- - - - - 1,0- - - - - -

0,0

0,0

B e a m t e    (Besold.-Gruppe A)
höherer Dienst gehobener Dienst mittlerer Dienst

Summe

- - 1,0

Ö  12
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Teil C)                                                                              Stellenplanquerschnitt 2013

         Fachbereich / Ins-
         Fachdienst gesamt

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1

A)  Verwaltung
   Oberste Gemeindeorgane - - - - - - 1,0 - - 0,77 - - - - - 1,77 2,77
   Zentrale Dienste - - - - 1,0 1,0 2,0 1,51 - 3,55 1,0 - - - - 10,06 11,06
   Bürgerdienste - - - - - - 2,5 2,0 - 3,12 1,54 - 2,28 - - 11,44 13,44
   Schule und Sport - - - - - 1,0 0,72 - - 0,82 - - - - - 2,54 4,54
   Stadtplaung, Bauen und
   Liegenschaften
   Dienstleistungen für Dritte - - - - - - - - - - - - - - - 0,00 2,00
                                   Summe A 0,0 0,0 0,0 2,0 2,0 4,0 8,22 3,51 0,0 11,19 2,54 0,0 2,28 1,0 1,08 37,82 46,82
                                   Vorjahr 0,0 0,0 0,0 2,0 2,0 3,5 8,22 3,51 0,0 10,94 2,54 0,0 2,28 1,0 1,08 37,07 46,07
                                   mehr - - - - - 0,5 - - - 0,25 - - - - -
                                   weniger - - - - - - - - - - - - - -

B)  Einrichtungen
    Stadtbücherei - - - - - - 1,49 - - - 1,0 - 0,5 - - 2,99 2,99
    Abordnungen Jobcenter - - - - - - 1,00 1,0 - 1,0 - - - - - 3,00 3,00
    Freiwillige Feuerwehr - - - - - - - - - - 1,0 - - - - 1,00 1,00
    Lbg. Gelehrtenschule - - - - - - - - - - 1,77 - - - - 1,77 1,77
    Stadtjugendpflege/OGS (TVöD-S) 1,0 - - - - - - - - - - - - - - 1,00 1,00
    Abordnungen Diakonie (TVöD-S) - - - - - - - 1,5 - - - - - - - 1,50 1,50
    städt. Kindergarten  (TVöD-S) - - - - - 1,0 - - - 7,72 - - 2,68 - 0,25 11,65 11,65
                                   Summe B 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 1,0 2,49 2,5 0,0 8,72 3,77 0,0 3,18 0,0 0,25 22,91 22,91
                                   Vorjahr 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 1,0 2,49 2,5 0,0 8,35 3,77 0,0 3,18 0,0 0,25 22,54 22,54
                                   mehr - - - - - - - - - 0,37 - - - - -
                                   weniger - - - - - - - - - - - - - - -

                         Summe A + B 1,0 0,0 0,0 2,0 2,0 5,0 10,71 6,01 0,0 19,91 6,31 0,0 5,46 1,0 1,33 60,73 69,73
                         Vorjahr 1,0 0,0 0,0 2,0 2,0 4,5 10,71 6,01 0,0 19,29 6,31 0,0 5,46 1,0 1,33 59,61 68,61

1,12 1,12

12,01 13,01- - 2,93 - - -2,0 1,0 2,00 2,0 1,0 1,08

0,75 0,75

0,37 0,37

B e s c h ä f t i g t e    (TVöD/TVöD-S)
E n t g e l t g r u p p e n   

Summe

- - -



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 24.10.2012
 SR/BeVoSr/353/2012

Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und
Umweltausschuss

05.11.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 (VEP 11)
"Sonderpostenmarkt" im Verfahren nach § 13a BauGB -
Abschließende Beschlussfassung

Zielsetzung: Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
zur Schaffung der genauen planungsrechtlichen
Voraussetzungen zum Erhalt des Betriebes auf dem
Grundstück Heinrich-Hertz-Straße 18-20

Beschlussvorschlag: Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt
der Stadtvertretung zu beschließen:

1. Die während der öffentlichen Auslegungen des Entwurfs des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 (Vorhaben- und
Erschließungsplan Nr. 11) „Sonderpostenmarkt“ abgegebenen
Stellungnahmen privater Personen sowie die Stellungnahmen der
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange hat die
Stadtvertretung geprüft. Den aus der Anlage der Originalvorlage
ersichtlichen Abwägungsvorschlägen wird gefolgt. Die Verwaltung wird
beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von
diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der
Landesbauordnung beschließt die Stadtvertretung den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 (Vorhaben- und
Erschließungsplan Nr. 11) „Sonderpostenmarkt“, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung.

3. Die Begründung wird gebilligt.
4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Stadtvertretung ist nach

§ 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der
Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit der Begründung
während der Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft
verlangt werden kann.

Ö  15
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5. Der Bürgermeister wird beauftragt, den F-Plan (76. Änderung) zu
berichtigen.

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Lutz Jakubczak am 24.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 24.10.2012

Sachverhalt:

Der Sonderpostenmarkt „Jawoll“ in der Heinrich-Hertz-Straße 18-20 verfügt über
eine bauordnungsrechtlich genehmigte Verkaufsfläche von 1.380 m², deren
Erweiterung aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes 14 nicht möglich ist.
Der Bebauungsplan Nr. 14 setzt hier ein Gewerbegebiet fest, in dem
Einzelhandelsnutzungen nicht zulässig bzw. nur unter äußerst restriktiven
Bedingungen möglich sind. Übereinstimmend mit den „Leitlinien für die räumliche
Steuerung der Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg“ sind im
Bebauungsplan Nr. 14 bestimmte Einzelhandelsbetriebe nur in dem Bereich
zwischen Bahnhofsallee und Markant/ Aldi zulässig.

Um zu einer planungsrechtlich ausreichenden Basis für den Fortbestand des
Betriebes in der bisherigen (nicht in Gänze genehmigten) Größe zu kommen, hat der
Ausschuss auf Antrag des Vorhabenträgers am 21.05.2012 den
Aufstellungsbeschluss für einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan für den
Bereich des Betriebsgrundstückes, am 27.08.2012 des Entwurfs- und
Auslegungsbeschluss gefasst. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird
gewährleistet, dass der Betrieb als Sonderpostenmarkt mit bestimmten Sortimenten
an dieser Stelle weitergeführt werden kann. Gleichzeitig wird aber ausgeschlossen,
dass hier ein anderer großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit ggf. völlig anderen
(zentrenschädlichen) Sortimenten geführt werden kann. Da es sich im weitesten
Sinne um eine „Bestandssicherung“ handelt, können die durch die Stadtvertretung
aufgestellten „Leitlinien für die räumliche Steuerung der Einzelhandelsansiedlungen
in der Stadt Ratzeburg“ weiterhin ihren Bestand haben.

Die Entwürfe haben vom 18.09. bis 17.10.2012 öffentlich ausgelegen, die
Behördenbeteiligung fand parallel statt. Stellungnahmen, die zu Planänderungen
führen müssen, sind nicht eingegangen. Der Durchführungsvertrag zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 (Stadtvertretung 17.09.2012) wurde
zwischenzeitlich geschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:
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Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine. Der Vorhabenträger trägt sämtliche
Planungskosten. Die Kostentragung wird in einem Durchführungsvertrag geregelt.

Anlagenverzeichnis:

 Abwägungsvorschläge
 Bebauungsplansatzung
 Begründung



Stadt Ratzeburg  vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 „Sonderpostenmarkt Heinrich-Hertz-Straße 18/20““ Eingegangene Stellungnahmen während der Behör-
denbeteiligung gemäß § 4 Abs.2 und der öffentlichen Auslegung vom 18.09. – 14.10.2012 gemäß § 3 Abs.2 BauGB mit Abwägungsvorschlägen                   Stand: 23.10.2012 
 
Stellungnahme von / vom Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

 

                                                                                                                                                                                                                                                  Seite 1 

 
1. 

 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen  
 Trägern öffentlicher Belange  

 

1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreis Herzogtum 
Lauenburg 
Fachdienst 
Regionalentwicklung 
und Verkehrsinfra-
struktur 
16.10.2012 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aus der Sicht des Kreises Herzogtum Lauenburg bitte ich um 
Berücksichtigung folgender Anregungen und Hinweise: 
 
Fachdienst Kommunalaufsicht (Frau Born, Tel.: 236) 
Da die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan der Stadt Ratzeburg keine Aussage darüber enthält ob 
und ggf. in welcher Höhe der Stadt Kosten entstehen, ver-
mag ich eine Beurteilung, ob die Stadt die aus der Planung 
erwachsenden Belastungen tragen kann, nicht abzugeben. 
 
Fachdienst Naturschutz (Frau Penning Tel.: 326) Zu der o. g. 
Planung habe ich folgendes mitzuteilen: 
 
1.   Im Hinblick auf § 13a (1) BauGB sollte die Entscheidung, 
dass durch den vorliegenden Bebauungsplan keine Zuläs-
sigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
überprüft werden. 
 
2.   Um eine Durchgrünung und Gestaltung des Plangebiets 
zu erreichen, sollte im Bereich der Stellplätze die Anpflan-
zung einer ausreichenden Anzahl heimischer standortge-
rechter Laubbäume als Hochstamm vorgesehen und im Be-
bauungsplan festgesetzt 
 
 
 
 
Städtebau und Planungsrecht 
Aus städtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen 

 
 
 
Durch die vorliegende Bauleitplanung entstehen der Stadt keine 
Kosten, da diese vom Vorhabensträger übernommen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Sachverhalt wurde überprüft. Wie bereits in der Begründung 
dargelegt, wird durch den vorliegenden Bebauungsplan keine Zu-
lässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach dem Landesrecht 
unterliegen. 
 
 
2. Auch wenn der Wunsch für eine Durchgrünung des Plangebie-
tes unter ökologischen und gestalterischen Gesichtspunkten ver-
ständlich ist, wird im vorliegenden Fall auf Festsetzungen für An-
pflanzungen für Laubbäume verzichtet, zumal die für Stellplätze 
zur Verfügung stehenden Flächen ansonsten nicht ausreichen. 
Außerdem handelt es sich um gewerblich genutzte Flächen, die 
überwiegend, aufgrund der Lage im rückwärtigen Bereich, für das 
Ortsbild nicht unmittelbar erlebbar sind. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Selbstverständ-

Ö
  15
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die Planung. Ich gehe davon aus, dass Zeichenerklärung 
und Präambel auf der endgültigen Planzeichnung noch er-
gänzt werden. 
 

lich werden für die Ausfertigung der Satzungsexemplare Präambel 
und Verfahrensvermerke ergänzt. 
 
 

1.2 Landesamt für 
Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche 
Räume LLUR 
17.09.2012 

Zum oben genannten Bebauungsplan bestehen forstwirt-
schaftlicherseits keine Bedenken, da der erforderliche 30m 
Waldabstand zur östlich angrenzenden Waldfläche eingehal-
ten wird und in der Planung gem. § 24(2) Landeswaldgesetz 
ausgewiesen wurde. 
 
Innerhalb des ausgewiesenen Waldabstandsstreifens nach § 
24 Landeswaldgesetz sind Vorhaben im Sinne des § 29 
BauGB nicht zulässig, dies gilt auch für genehmigungs- und 
anzeigefreie Gebäude. Gegen die Anlage von offenen Stell-
plätzen im Abstandsstreifen bestehen aus forstwirtschaftli-
cher Sicht keine bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.3 IHK Lübeck 
12.10.2012 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.  Stellungnahmen von Nachbargemeinden  

2.1 Amt Lauenburgische 
Seen 11.10.2012 
(per eMail) 

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 13.09.2012 betref-
fend der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 11 der Stadt Ratzeburg für das Gebiet „Sonder-
postenmarkt Heinr.-Hertz-Straße 18/20“ teile ich Ihnen im 
Namen und Auftrag der Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter der beteiligten Nachbargemeinden der Stadt Ratzeburg 
im Zuständigkeitsbereich des Amtes Lauenburgische Seen 
(Groß Sarau, Pogeez, Buchholz, Einhaus, Harmsdorf, Gie-
sensdorf, Fredeburg, Schmilau, Salem, Ziethen, Mechow, 
Bäk und Römnitz) mit, dass keine  Anregungen oder Beden-
ken gegen die beabsichtigte Bauleitplanung der Stadt Rat-
zeburg vorgetragen werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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TEXT –TEIL B 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 BauNVO) 

1.1 Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes gemäß § 11 BauNVO ist 
ausschließlich ein Sonderpostenmarkt mit einer Verkaufsfläche (VKF) von maximal 2.000 m² 
zulässig, zuzüglich einer Außenverkaufsfläche von max. 400 m² mit zeitlich eingeschränkter 
Nutzung jeweils vom 01.03 bis 31.11.2012. Bauliche Änderungen bzw. Erweiterungen sind 
ausschließlich zugunsten des bestehenden Sonderpostenmarktes zulässig. 

1.2 Der Einzelhandel ist nur eingeschränkt auf der Grundlage folgender Sortiments-
aufteilung innerhalb der insgesamt zulässigen VKF von 2.400 m² zulässig:  
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2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 19 
BauNVO) 

Innerhalb des Sondergebietes ist eine Überschreitung der festgesetzten GRZ durch die 
Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu 0,9 zulässig. 

3.  Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

In der festgesetzten abweichenden Bauweise (a) sind Gebäudelängen über 50 m zulässig. 
Ansonsten gelten die Regelungen der offenen Bauweise. 

4. Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und Bindung für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 
1 Nr. 25b BauGB) 

Die festgesetzten Flächen zur Erhaltung gemäß § 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB sind zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bepflanzungen sind durch standortheimische Laubge-
hölze zu ersetzten 

ÖRTLICHE  BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 84 Abs. 3 LBO) 

1.   Werbeanlagen    

1.1 Werbeanlagen sind nur Unterhalb der Schnittkante von Außenhaut und Dachfläche 
zulässig. 

1.2 Freistehende Werbeanlagen sind nur bis zu einer Höhe von 5 m zulässig. 

1.3 Werbeanlagen mit wechselndem und / oder bewegtem Licht sind unzulässig. 

Stand: 23.10.2012  (Entwurf - Vorlage zum Satzungsbeschluss) 
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1. Grundlagen für die Aufstellung des vorhabenbezog enen Bebauungspla-
nes Nr. 11  

1.1 Rechtliche Grundlagen 
 

• Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
07.2011 (BGBl. I  S. 1509)  

• Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt  geändert  durch Gesetz vom 22.4.1993  (BGBl. 
I, S. 466) 

• Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991, S. 
58), geändert durch Art. 2 G zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in 
den Städten und Gemeinden vom 22.7.2011, (BGBl. I S. 1509) 

 
1.2  Planvorgaben 
1.2.1 Regionalplan 
 
In dem Regionalplan für den Planungsraum I aus dem Jahre 1998 ist Ratzeburg als Unter-
zentrum mit der Teilfunktion eines Mittelzentrums ausgewiesen. 
 

Unter Punkt 5.5 Ziele und Orientierungsrahmen für Städte und Gemeinden heißt es für die 
Stadt Ratzeburg unter anderem: 
 
„Neben den Dienstleistungs- und Versorgungsfunktionen der Stadt ist zukünftig vor allem der gewerbli-
che und der touristische Sektor weiter zu stärken. Möglichkeiten zur Ausweisung von neuen Wohnbau- 
und Gewerbeflächen bestehen insbesondere im Bereich westlich und südwestlich des derzeitigen Sied-
lungsgebietes im Anschluss an den Stadtteil St. Georgsberg.“ 

 

1.2.2  Flächennutzungsplan 

 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Ratzeburg ist der Plangeltungsbereich dieses Bebauungs-
planes als gewerbliche Baufläche dargestellt.  
 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
zur Innenentwicklung gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB. Der Gesetzgeber hat in § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB bestimmt, dass ein Bebauungsplan zur Innenentwicklung auch aufgestellt wer-
den kann, wenn er von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht. Eine ent-
sprechende Abweichung liegt im vorliegenden Fall vor, da der hier überplante Bereich zu ei-
nem  Sondergebiet entwickelt werden soll. 
Die Voraussetzungen dafür, dass die städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes 
durch die Planung nicht beeinträchtigt wird, liegen vor. Hierzu wird verwiesen auf die Ausfüh-
rungen im Kapitel 4.1 dieser Begründung zur Art der baulichen Nutzung. 
 
Nach Maßgabe des BauGB wird der Flächennutzungsplan im Zusammenhang mit diesem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan für das überplante Gebiet deshalb berichtigt. Ein formel-
les Verfahren ist hierfür nicht erforderlich. Als Anlage 1 zu dieser Begründung ist zur Übersicht 
eine Berichtigung der Darstellungen des Flächennutzungsplanes für diesen Plangeltungsbe-
reich beigefügt. Hierbei handelt es sich um die 76. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Ratzeburg. 
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1.2.3  Bestehendes Planungsrecht 
 
Für den Plangeltungsbereich besteht der Bebauungsplan Nr. 14 aus dem Jahre 2003. Ein 
verkleinerter Auszug dieses einfachen Bebauungsplanes gemäß § 30 Abs. 3 BauGB kann der 
folgenden Abbildung entnommen werden.  
 

 
 

Abbildung 1 Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 14 aus dem Jahre 2003 
 
 
Gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 1.2  des B-Planes Nr. 14 sind Einzelhandelsbetriebe im 
festgesetzten GE 2 nicht zulässig. Allerdings sind gemäß Textziffer Nr. 1.2.4 in dem Gebiet 
GE 2 Erweiterungen, Änderungen, Nutzungseinschränkungen und Erneuerungen der für Ein-
zelhandelsbetriebe genutzten baulichen Anlagen ausnahmsweise zulässig. 
 
1.2.4 Sonstige Vorgaben für die Planung 
 
Die Stadtvertretung hat am 06.03.2006 „Leitlinien für die räumliche Steuerung der Einzelhan-
delsansiedlung in der Stadt Ratzeburg“ beschlossen. 
Diese Leitlinien sollen in erster Linie dazu beitragen, nach einer Phase der Expansion von 
Einzelhandelsflächen an der Peripherie – an nicht integrierten Standorten in den Gewerbege-
bieten – für die Innenstadt (Insel) und teilweise für die Versorgungsbereiche in den Stadtteilen 
(St. Georgsberg und Vorstadt) eine Phase der Konsolidierung sicherzustellen. 
Insbesondere soll der Einzelhandel im Bereich der Innenstadt konzentriert werden und keine 
Neuansiedlungen auf der „grünen Wiese“ zugelassen werden. 
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In den Leitlinien wird unter Punkt 2.1.1 für den Einzelhandelsschwerpunkt Gewerbegebiet 
Heinrich-Hertz-Straße kein erhöhter Bedarf für die Ansiedlung weiterer Einzelhandelsbetriebe 
gesehen. Gemäß Ziffer 2.1.3  soll allerdings zur Stärkung der überörtlichen Konkurrenzfähig-
keit die bestehende „Fachmarktlage“ im angrenzenden südlichen Bereich der Heinrich-Hertz-
Straße bedarfsgerecht entwickelt werden, soweit die Zentrumsfunktion der Innenstadt davon 
nicht beeinträchtigt wird. 
 
Des weiteren heißt es unter Punkt 2.3.4 der Leitlinien jedoch auch, dass moderate Flächener-
weiterungen auch künftig möglich sein sollen, sofern die zusätzlichen Flächen nicht für innen-
stadtrelevante Sortimente genutzt werden. Außerdem sind die Bestimmungen des § 11 Abs. 3 
der BauNVO 1990 zu beachten. 
 
1.2.5 Denkmalschutz 

 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches sowie in unmittelbarer Nachbarschaft befinden sich kei-
ne Kulturdenkmäler.  

 
 2.  Lage und Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 
 

Der Plangeltungsbereich liegt im Westen der Stadt Ratzeburg im nordwestlichen Bereich des 
Ortsteiles St. Georgsberg in der Nähe des Einzelhandelsschwerpunktes Gewerbegebiet Hein-
rich-Hertz-Straße und umfasst das Grundstück Heinrich-Hertz-Straße Nr. 18/20. Westlich 
grenzt das Grundstück unmittelbar an eine Waldfläche. 
 
2.1 Beschreibung des Plangeltungsbereiches und der angrenzenden Nutzungen 
 
Das überplante Grundstück Heinrich-Hertz-Straße 18/20 wird bereits seit 17 Jahren als Son-
derpostenmarkt genutzt und wurde im Jahre 2007 vom Vorhabensträger der Jawoll Sonder-
posten GmbH aus Soltau übernommen. Nördlich und südlich sowie gegenüber schließen sich 
gewerblich genutzte Grundstücke an.  
 

 
 

Abb. 2 Ansicht des Sonderpostenmarktes von der Heinrich-Hertz-Straße aus 
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2.2 Altlasten /Altablagerungen 
 

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 liegen keine Eintra-
gungen zu Altstandorten und Altablagerungen vor. 
 
 
3. Planungsanlass, Planerfordernis und Ziel und Zwe ck der Planung 1 
 
Der bestehende Sonderpostenmarkt „Jawoll“ in der Heinrich-Hertz-Str. 18/20 verfügt über eine 
bauordnungsrechtlich genehmigte Verkaufsfläche von 1.380 m². Bis vor kurzem wurden dar-
über hinaus eine Lagerfläche von 600 m² sowie eine Außenfläche zusätzlich als Verkaufsflä-
che genutzt. Aufgrund einer entsprechenden Feststellung der Bauaufsichtsbehörde wurde die 
Nutzung dieser zusätzlichen Flächen für den Verkauf inzwischen eingestellt. 
 
Im Rahmen einer Bauvoranfrage bezüglich dieser zusätzlichen Verkaufsflächen auf der 
Grundlage der textlichen Festsetzung Nr. 1.2.4 des B-Planes Nr. 14 (siehe Hierzu Kapitel 
1.2.3 dieser Begründung) wurde eine nachträglichen Genehmigung vom Kreis hierfür nicht in 
Aussicht gestellt. Dies wurde damit begründet, dass der Markt unter Berücksichtigung der 
dann erreichten Verkaufsfläche von 2.330 m² nicht in einem Gewerbegebiet, sondern gemäß § 
11 BauNVO nur in einem Kerngebiet bzw. einem Sondergebiet zulässig wäre. 
 
Auf der Grundlage eines Abstimmungsgespräches zwischen der Stadt, dem Kreis und dem 
Vorhabenträger hat man sich dann dafür entschieden, einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan gemäß § 12 BauGB aufzustellen. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass 
der Betrieb des vorhandenen Sonderpostenmarktes am Standort weitergeführt werden kann 
und darüber hinaus unter Berücksichtigung einer vorgegebenen Sortimentsauswahl eine Ent-
wicklungsmöglichkeit zugunsten der größeren beantragten Verkaufsfläche erhält. 
 
Der Vorhabenträger hat zwischenzeitlich einen Antrag zur Aufstellung eines entsprechenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gestellt und sich bereit erklärt, sämtliche Planungskos-
ten hierfür zu übernehmen. Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat am 21.05.2012 
einen Aufstellungsbeschluss für diesen Bebauungsplan gefasst. 
 
Somit kann durch das Instrument des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes verhindert wer-
den, dass sich hier ein sonstiger großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit gegebenenfalls völlig 
anderen zentrenschädlichen Sortimenten ansiedeln kann. Da es sich im weitesten Sinne letzt-
lich um eine Bestandssicherung handelt, steht die vorliegende Planung auch nicht im Wider-
spruch zu den „Leitlinien für die räumliche Steuerung der Einzelhandelsansiedlungen der 
Stadt Ratzeburg“ (siehe hierzu Kapitel 1.2.4 der Begründung). 
 
Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes erfolgt auf der Grundlage von § 13 a des Bauge-
setzbuches im beschleunigten Verfahren.  
 
Dies wird wie folgt begründet:  
 

• Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. 
Die festgesetzte überbaubare Grundfläche ist deutlich  kleiner als 20.000 m². 
 

• Durch diesen Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Ge-

                                            
1 Vergleiche hierzu den in der Vorlage vom 10.05.2012 zum Aufstellungsbeschluss dieses Bebauungsplanes dar-
gestellten Sachverhalt 
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setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach dem Landesrecht unterlie-
gen. 

• Es gibt keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b BauGB genannten Schutzgüter – der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes. 

 
Gemäß § 47 f der Gemeindeordnung (GO) sind Kinder und Jugendliche an allen sie betreffen-
den Fragen kommunaler Planungen in angemessener Form zu beteiligen. Entgegen der for-
malisierten Struktur anderer Vorschriften der Einwohnerbeteiligung wird hier auf formale Vor-
schriften bewusst verzichtet. So wird die Art und Weise der Beteiligung der Kinder und Ju-
gendlichen nicht vorgeschrieben. 
Die vorliegende Planung betrifft nicht unmittelbar Kinder- bzw. jugendspezifische Belange, so 
dass auf besondere zusätzliche Beteiligungsformen von Kindern  und Jugendlichen verzichtet 
werden kann. 
 

 
4. Inhalt des Bebauungsplanes  
 
4.1  Art der baulichen Nutzung 

  
Aufgrund der Größenordnung der geplanten Verkaufsfläche, die in einem Gewerbegebiet nicht 
zulässig ist, wird ein sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO für großflächigen 
Einzelhandel festgesetzt.  Durch die textliche Festsetzung Nr. 1.1 wird hierbei bestimmt, dass 
innerhalb dieses Sondergebietes ausschließlich ein Sonderpostenmarkt zulässig ist. 
 

„Als Sonderpostenmarkt bezeichnet man eine Betriebsform im Einzelhandel, die durch ein ständig 
wechselndes Sortiment überwiegend aus dem Niedrigpreissektor gekennzeichnet ist. 

Das Herkunftspektrum der Sonderpostenartikel setzt sich (unter anderem) zusammen aus: 

• Überproduktionen 

• Auslaufware aufgrund Sortimentswechsel 

• In anderen Betriebsformen nicht abverkaufte Waren 

• Insolvenz- bzw. Liquidationsmassen 

• Graumarktwaren (z. B. Reimporte) 

• Speziell für Sonderpostenverkäufe produzierte Ware“ 2 
 
Auch bauliche Veränderungen oder Erweiterungen sind ausschließlich zugunsten der bereits 
bestehenden Nutzung des Sonderpostenmarktes zulässig. 
 
Um eine Beeinträchtigung bestehender Einzelhandelsbereiche wie insbesondere der Innen-
stadt Ratzeburgs auszuschließen, wird eine Sortimentsaufteilung für den Sonderpostenmarkt 
festgeschrieben, in der insbesondere der Anteil der innenstadtrelevanten Sortimente3 deutlich 
                                            
2 Quelle: www.wikipedia.org/wiki/Sonderpostenmarkt 
3 Hierzu zählen generell Blumen, Zeitungen und Zeitschriften, Bekleidung/Schuhe/Lederwaren, Uhren/ Schmuck/ 
Metallwaren, Parfümeriewaren, Geschenkartikel, Hausrat, Glas/Porzellan/Keramik, Spielwaren/Hobbybedarf, Bü-
cher/Zeitschriften, Papier/Büro/Schreibwaren, Elektro/Musikalien/Computer (ohne Weiße Ware und ohne Lampen/ 
Leuchten). In Ratzeburg haben hierbei nachweislich insbesondere die Sortimentsgruppen Oberbekleidung, Schu-
he/Lederwaren und Uhren/Schmuck/Optik sehr hohe Flächenanteile in der Innenstadt und sind von tragender Be-
deutung für das Zentrum (siehe hierzu auch die Begründung zum B-Plan Nr. 14 der Stadt Ratzeburg). 
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reglementiert werden. Die Sortimentsaufteilung berücksichtigt allerdings die vorhandene ge-
nehmigte Nutzung und ermöglicht im Wesentlichen zusätzlich eine saisonal eingeschränkte 
Außenverkaufsfläche z.B. für Pflanzen, Blumenerde und Gartenbedarf sowie eine Erweiterung 
für den Bereich Camping-, Garten-, Kleinmöbel und sog. Saisonwaren. 
 

 4.2 Maß der baulichen Nutzung  
 
Die vorhandene Bebauung auf dem Grundstück Heinrich-Hertz-Straße 18/20 ist eingeschossig 
und entspricht insgesamt einer Grundflächenzahl (GRZ) von ca. 0,38 zuzüglich der Flächen 
für Stellplätzen und Nebenanlagen. Das Grundstück ist bereits heute zu ca. 80% versiegelt. 
 
Die jetzt festgesetzte GRZ von 0,45 berücksichtigt den Bestand einschließlich der geplanten 
Erweiterung der Verkaufsfläche. Zulässig ist entsprechend des Bestandes ein Vollgeschoss. 
Eine Zweigeschossigkeit wie nach bestehendem B-Plan Nr. 14 zulässig, wird für das Vorha-
ben nicht benötigt. 
Durch die Erweiterung der Verkaufsfläche ergibt sich ein Mehrbedarf an Stellplätzen, so dass 
durch Text Nr. 2.1 eine Regelung zur Überschreitung der festgesetzten GRZ durch die Grund-
flächen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu 0,9 aufgenommen wird. Eine entsprechen-
de Regelung besteht auch bereits im bestehenden B-Plan Nr. 14.  
 
4.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

 
Für das Sondergebiet wird wie im bestehenden B-Plan eine abweichende Bauweise (a) fest-
gesetzt. Das bedeutet, dass Gebäudelängen über 50 m zulässig sind. Ansonsten gelten die 
Regelungen der offenen Bauweise. 
 
Die festgesetzte überbaubare Fläche erfasst den bestehenden Baukörper sowie eine zusätzli-
che Fläche zugunsten einer saisonal eingeschränkten Außenverkaufsfläche bis zu einer Grö-
ße von 400 m². Die zusätzliche überbaubare Fläche wurde großzügig festgesetzt, um dem 
Vorhabensträger mehr Flexibilität zur Nutzung der Außenverkaufsfläche zu ermöglichen. 
Maßgeblich sind letztlich die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung in Verbindung 
mit der textlichen Festsetzung Nr. 1.1. 
 
4.4 Erschließung /Stellplätze 
 
Das Grundstück ist über die Heinrich-Hertz-Straße erschlossen.  
 
Aufgrund der Vergrößerung der Verkaufsfläche gegenüber dem bauordnungsrechtlich geneh-
migten Bestand werden zusätzliche Stellplätze erforderlich. Diese sind nördlich bzw. südlich 
des bestehenden Gebäudes vorgesehen. In der Planzeichnung sind diese Bereiche als Flä-
chen für Stellplätze (St) festgesetzt. Die Aufteilung der Stellplatzflächen ist nicht Gegenstand 
der Festsetzung sondern nur eine beispielhafte Darstellung ohne Normcharakter. 
Das südliche Grundstück liegt vom Geländeniveau im Mittel um gut 1m höher als der Ein-
gangsbereich des Marktes. Zur Unterbringung zulässiger Stellplätze ist an der Grenze die Er-
richtung eine Mauer zum Abfangen des Geländeniveaus vorgesehen. 
 
4.5 Örtliche Bauvorschriften 
 
§ 84 LBO ermächtigt die Gemeinde zum Erlass örtlicher Bauvorschriften, um bestimmte bau-
gestalterische Absichten zu verwirklichen. Diese können auf der Grundlage von § 9 Abs. 4 
BauGB auch Bestandteil eines Bebauungsplanes werden. 
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Hiermit können besondere Anforderungen an die Gestaltung baulicher Anlagen gestellt wer-
den. Das betrifft z.B. die Auswahl der Baustoffe und der Farben der von außen sichtbaren 
Bauteile sowie die Neigung der Dächer. Außerdem können u.a. an die Gestaltung von Einfrie-
dungen und Werbeanlagen Anforderungen gestellt werden.  
Die Stadt hat für den vorliegenden Bebauungsplan lediglich Regelungen zu Werbeanlagen als 
örtliche Bauvorschriften aufgenommen, um überdimensionierte Werbeanlagen auszuschlie-
ßen.  
 
 
5. Ver- und Entsorgung 
 
Die Ver- und Entsorgung des Plangeltungsbereiches ist gesichert. Ausreichend dimensionierte 
Ver- und Entsorgungsleitungen sind in der Heinrich-Hertz-Straße vorhanden. 
 

 
6. Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
6. 1 Immissionsschutz  
 
Von unzumutbaren Beeinträchtigungen durch Lärmimmissionen für das Plangebiet oder für 
die unmittelbar angrenzende Bebauung ist nicht auszugehen. Festsetzungen zum Immissi-
onsschutz werden deshalb nicht erforderlich. 

 
 6.2 Natur und Landschaft (naturschutzrechtliche Ei ngriffsregelung) 

  
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen grundsätzlich die 
Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
berücksichtigen. Dies gilt auch für Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13a BauGB. Ein Umweltbericht ist hierfür allerdings nicht erforderlich. Auch ist die Eingriffsre-
gelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB nicht anzuwenden. Denn gemäß § 13 a, Absatz 2 Nr. 4 
BauGB „gelten …..  Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten 
sind, als im Sinne des § 1 a Absatz 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig.“ Aus diesem Grund sind auch keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, solan-
ge nicht naturschutzrechtlich besonders geschützte Bereiche betroffen sind. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Planung werden keine zusätzlichen Baurechte gegenüber der 
bereits bestehenden Bebauung geschaffen. Neben zusätzlichen versiegelten Flächen sind 
aber von vornherein keine erheblichen Auswirkungen auf Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Naturschutzes, der Landschaftspflege und des Artenschutzes zu erkennen und 
auch nicht zu erwarten. Dies gilt umso mehr, da das Maß der zulässigen baulichen Nutzung 
gegenüber dem bestehenden Bebauungsplan Nr. 14 nicht erhöht wird und auch im Rahmen 
der Herstellung zusätzlicher Stellplatzflächen naturschutzrechtlich sensible Bereiche nicht be-
troffen sind. So bleibt der Gehölzbestand im rückwärtigen Bereich auf dem vorhandenen Wall 
unberührt und ist auch zukünftig durch eine Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
geschützt.  
Wie bereits dargestellt, grenzt der Plangeltungsbereich im Osten an Waldflächen des Rense-
moores. Gemäß § 24 Abs. 1 des Landeswaldgesetzes (LWaldG) ist in der Planzeichnung des-
halb ein 30 m tiefer Waldschutzstreifen nachrichtlich eingetragen. Hier sind bauliche Anlagen 
nicht zulässig. 
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7. Beschluss über die Begründung 
 

Die Stadtvertretung hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 in der Sitzung am 
…………  als Satzung beschlossen und die Begründung dazu gebilligt. 
 
Ratzeburg, den …………………… 

 
 
 

……………………………… 
             Voß 
  
     (Bürgermeister) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Arbeitsvermerk 
 
Planwerkstatt Nord  -  Büro für Stadtplanung und Planungsrecht 
Dipl.-Ing. Hermann S. Feenders - Stadtplaner 
Am Moorweg 13, 21514 Güster, Tel. 04158 – 890 277  
Fax: 04158 – 890 276   email: info@planwerkstatt-nord.de 
 
 
(Stand: 23.10.2012) 
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Anlage 1 zur Begründung   
 
76. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ra tzeburg im Rahmen der 
Aufstellung des vorhabenbezogenen  Bebauungsplans Nr. 11  durch Berichti-
gung 
 
Auf der Grundlage von § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der Flächennutzungsplan der der 
Stadt Ratzeburg für den unten dargestellten Bereich „Heinrich-Hertz-Straße 18/20“ von 
einer gewerblichen Baufläche (G) in ein sonstiges Sondergebiet (SO) durch Berichtigung 
geändert. 
 
 

 
 
 
Übersichtsplan M. 1: 2.500 mit Darstellung der 76. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Ratzeburg.  
 
 
 
 



Ö  16



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 09.11.2012
 SR/BeVoSr/361/2012/1

Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und
Umweltausschuss

05.11.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Möller FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Wohngebiet "Barkenkamp zwei", 2. Bauabschnitt,
Erschließung - Ergänzung des Erschließungsvertrages

Zielsetzung: Abschluss der 2. Änderung / Ergänzung des
Erschließungsvertrages Barkenkamp II

Beschlussvorschlag: Die Stadtvertretung stimmt der der Originalvorlage
anliegenden  2. Änderung / Ergänzung des
Erschließungsvertrages zum Bebauungsplan Nr. 52.III
„Wohngebiet Barkenkamp zwei“ zwischen der Stadt
Ratzeburg und der Nord-direkt GmbH zu.

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Lutz Jakubczak am 08.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 09.11.2012

Sachverhalt:

Gemäß den Regelungen des am 12. April 2007 geschlossenen

Erschließungsvertrages zum Bebauungsplan Nr. 52.III „Wohngebiet Barkenkamp

zwei“ und den sich daraus ergebenden zeitlichen Folgen waren zwei Bauabschnitte

mit den Unterabschnitten 1.1 und 1.2 sowie 2.1 bis 2.5 vorgesehen. Der 1.
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Bauabschnitt wurde zusammenhängend im Jahr 2007 / Endausbau 2011 realisiert.

Die Übergabe an die Stadt hat stattgefunden.

Auf Grund der Nachfrage an Baugrundstücken soll abweichend zum

Erschließungsvertrag ein 2. Bauabschnitt, bestehend aus der Teilfläche von 2.1 und

der Fläche von 2.2 realisiert werden. Die dann noch nicht erschlossene Baufläche

wird zunächst als 3. Bauabschnitt neu benannt. Der Übersichtsplan Bauabschnitte

für den 2. BA ist als 

Anlage 1 dieses Vertrages beigefügt.

Um einen für alle Seiten möglichst reibungslosen Ablauf gewährleisten zu können,

soll gemäß Planung mit dem 2. Bauabschnitt  ab Mitte März 2013 begonnen werden.

Da die Vertragsparteien sich darüber einig sind, so zu verfahren, soll der Vertrag

entsprechend geändert werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine.

Anlagenverzeichnis:
 Vertrag
 Übersichtslageplan Bauabschnitte

mitgezeichnet haben:
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2. Änderung / Ergänzung zum Erschließungsvertrag

Die Stadt Ratzeburg (nachfolgend Stadt genannt)

vertreten durch den Herrn Bürgermeister Rainer Voss,

und

die NORD-direkt GmbH, Bismarckstraße 67-69, 24534 Neumünster (nachfolgend

Erschließungsträgerin genannt)

vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Siegfried Sass 

und den Prokuristen Herrn Gerd Hudemann

schließen folgenden Vertrag:

Präambel:

Gemäß den Regelungen des am 12. April 2007 geschlossenen Erschließungsvertrages zum

Bebauungsplan Nr. 52.III „Wohngebiet Barkenkamp zwei“ und den sich daraus ergebenden

zeitlichen Folgen waren zwei Bauabschnitte mit den Unterabschnitten 1.1 und 1.2 sowie 2.1

bis 2.5 vorgesehen. Der 1. Bauabschnitt wurde zusammenhängend im Jahr 2007 /

Endausbau 2011 realisiert. Die Übergabe an die Stadt hat stattgefunden.

Auf Grund der Nachfrage an Baugrundstücken soll abweichend zum Erschließungsvertrag

ein 2. Bauabschnitt, bestehend aus der Teilfläche von 2.1 und der Fläche von 2.2 realisiert

werden. Die dann noch nicht erschlossene Baufläche wird zunächst als 3. Bauabschnitt neu

benannt. Der Übersichtsplan Bauabschnitte für den 2. BA ist als

Anlage 1 dieses Vertrages beigefügt.

Um einen für alle Seiten möglichst reibungslosen Ablauf gewährleisten zu können, soll

gemäß Planung mit dem 2. Bauabschnitt  ab Mitte März 2013 begonnen werden. Da die

Vertragsparteien sich darüber einig sind, so zu verfahren, wird der Vertrag wie folgt

geändert:
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§ 1

Fertigstellung der Anlagen

Der § 2 Abs. 1 Satz 1 des Erschließungsvertrag vom  12.04.2007 zwischen der Stadt

Ratzeburg und der Nord-direkt GmbH erhält folgenden Wortlaut:

Die Erschließungsträgerin verpflichtet sich, die baureife Erschließung in Bauabschnitten und

diese wiederum beginnend mit dem 2. Bauabschnitt (1. Baustufe) innerhalb von 12 Monaten

nach Wirksamkeit dieser 2. Änderung/ Ergänzung auszuführen und die endgültige

Herstellung der Oberflächen (Endausbau) spätestens nach 4 Jahren fertig zu stellen.

§ 2
Haftung und Verkehrssicherung

Der § 6 Abs. 4 des Erschließungsvertrag wird um folgenden Wortlaut ergänzt:

Der Erschließungsträger hat in den Grundstückskaufverträgen eindeutig darauf hinzuweisen,

dass eine Grenzüberbauung durch Einfriedung (ab 15 cm der Bordsteinanlagen) verhindert

wird.

§ 3
Übergabe der Anlagen gem. § 1 Abs. 5

Der § 8 Abs. 4 Satz 2 des Erschließungsvertrag erhält folgenden Wortlaut:

Die Erschließungsträgerin stimmt der Widmung hiermit auch schon vor der endgültigen

Herstellung der Straße zu. Die Widmung der Straßen erfolgt unabhängig von der

eigentumsrechtlichen Übergabe der öffentlichen Flächen an die Stadt.

§ 4
Sicherheitsleistungen
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Der § 11 Abs. 1, Satz 3 des Erschließungsvertrag erhält folgenden Wortlaut:

Für den 2. Bauabschnitt wird eine Bürgschaftsurkunde in Höhe von 1.007 TEuro nach

Wirksamwerden dieses Vertrages innerhalb von 14 Tagen vorgelegt.

§ 5
Ausfertigungen/ Wirksamwerden

Der Vertrag ist dreifach ausgefertigt. Die Stadt erhält zwei Ausfertigungen, die

Erschließungsträgerin eine Ausfertigung. Die Vertragsänderung wird nach Zustimmung

durch die Stadtvertretung wirksam.

Ratzeburg, ......................................   Neumünster, ......................................

    Siegel

......................................................... 

..........................................................

Stadt Ratzeburg     NORD-direkt GmbH



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 02.11.2012
 SR/BeVoSr/240/2011/2

Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Wirtschaftsplan der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
(RZ-WB) für das Jahr 2013

Zielsetzung:

Bereitstellung der erforderlichen Mittel für den Eigenbetrieb im Jahr 2013.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung beschließt den Wirtschaftsplan 2013 einschließlich
Stellenplan der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe.   

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 01.11.2012
Wolfgang Werner am 02.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 02.11.2012

Sachverhalt:

Für den Eigenbetrieb ist gemäß Eigenbetriebsverordnung vor Beginn eines jeden
Wirtschaftsjahres ein Wirtschaftsplan aufzustellen. Dieser besteht aus dem
Erfolgsplan, dem Vermögensplan, dem Finanzplan sowie der Stellenübersicht
und einer Zusammenstellung der genehmigungspflichtigen Kreditaufnahmen
und Verpflichtungsermächtigungen. Gemäß Dienstleistungsvertrag vom
06.06.2006 wurden die Stadtwerke Ratzeburg GmbH mit der kaufmännischen
Betriebsführung der RZ-WB und damit verbunden auch mit der Aufstellung der
jährlichen Wirtschaftspläne beauftragt.
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Dem  AWTS wird der Entwurf des Wirtschaftsplanes 2013 der RZ-WB in seiner
Funktion als Werkausschuss mit den ermittelten Planzahlen zur Beratung und
Beschlussempfehlung vorgelegt.       

Der Entwurf berücksichtigt –seit 2006- die Zusammenführung der
Ratzeburg-Information (Tourismus) mit den Kommunalbetrieben(Stadtentwässerung,
Bauhof und Straßenreinigung) sowie die neuen Aufgabenbereiche der
Wirtschaftsförderung, des Stadtmarketings/Kultur und der öffentlichen Toiletten.
Die jedes Jahr neu berechneten Erstattungen des Eigenbetriebes an den
städtischen Haushalt (für dort erbrachte Verwaltungsleistungen) wurden mit rd.
360.000 € berücksichtigt. Für die Nutzung von Büroräumen im Rathaus werden rd.
28.300 € Miete bezahlt. Erstattungen an den Betriebsarzt und den
sicherheitstechnischen Dienst ergeben noch einmal rd. 6.400 €, die der Eigenbetrieb
an die Stadt auszahlt. Zusammen werden somit jährlich rd. 394.700 € an die Stadt
Ratzeburg ausgezahlt.

Der Bereich „wirtschaftliche Stadtentwicklung“ ist in die Betriebszweige Tourismus,
Wirtschaftsförderung, Bedürfnisanstalten und allgemeine wirtschaftliche
Betätigungen untergliedert. Dazu gehörige Einnahmen und Ausgaben die bis 2006
im städtischen Haushalt veranschlagt waren, sind seitdem als Erträge und
Aufwendungen im Wirtschaftsplan berücksichtigt.
In der Sparte Tourismus finden sich nur noch die eigentlichen Aufgaben der
Tourismusförderung wieder. Alle bisher der Ratzeburg-Information (jetzt
Tourist-Information) zugeordneten Einnahmen und Ausgaben außerhalb der
Tourismus-förderung z. B. Parkeinnahmen, Pachten aber auch die Unterhaltung der
Badestellen, die Leerung der Papierkörbe u.v.a. sind in der Sparte „wirtschaftliche
Stadtentwicklung“ veranschlagt.

Der städtische Betriebszuschuss wurde von ehemals 313.300 € schon im Vorjahr auf
250.000 € gesenkt und gedeckelt, um damit Forderungen im Rahmen der
Haushaltskonsolidierung nachhaltig zu entsprechen. Streichungen bei den sog.
freiwilligen Leistungen, z.B. bei der Organisation und Durchführung des
Inseladventes, werden daher auch künftig unumgänglich sein.

In der vorberatenden Sitzung des AWTS am 30.10.2012 wurden folgende
Änderungen zum ursprünglichen Entwurf beschlossen und in den jetzt beigefügten
Plan eingearbeitet:

 Verringerung der Investition Bauhof um 95.000 € (Streichung der Ersatzbeschaffung
RZ-MC 28)

 Verringerung der Investition Bauhof um 6.500 € (Verringerung Carport auf 6.000 €)
 Die sich dadurch ergebende Verringerung der AfA um 8.242 € wurde im Bereich der

Fremdleistungen Reparaturen Fahrzeuge (Konto 547008) als Aufwandserhöhung
eingefügt (für den Bauhof ergebnisneutral)

 Die Investition die Erneuerung der öffentliche Toilette am Dom wurde mit einem
Sperrvermerk versehen

 Verringerung der Investition Wirtschaftliche Stadtentwicklung 12.000 € (Streichung
der Sonnenschirme Marktplatz)

 Verringerung der Investition Wirtschaftliche Stadtentwicklung 10.000 € (Streichung
der Ver-/Entsorgungsstation Bahnhofsvorplatz)
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  Verringerung der Investition Wirtschaftliche Stadtentwicklung 20.000 €
(Verringerung Neubau öffentliche Toilette Marktplatz auf 100.000 €)

 Die sich dadurch ergebende Verringerung der AfA um 1.050 € erhöht das Ergebnis
im Bereich der Wirtschaftlichen Stadtentwicklung von -30.862 € auf -29.812 €
 Erhöhung des Gesamtergebnisses des Eigenbetriebes von 6.679 € auf 7.729

€
 Durch Verringerung der Investitionen im Bereich der Wirtschaftlichen

Stadtentwicklung verringert sich auf der Bedarf für die Kreditneuaufnahme von
1.645.000 € auf 1.610.000 €

 Durch Verringerung der Investitionen für die öffentliche Toilette am Marktplatz von
120.000 € auf 100.000 € reduziert sich der Zuschuss (55%) auf die Nettoinvestition
von 55.462 € auf 46.218 €

Der geänderte Entwurf des Wirtschaftsplans 2013 kann somit realistisch einen
Gewinn von insgesamt 7.729 € ausweisen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:  Gem. Wirtschaftsplan 2013. 

Anlagenverzeichnis: Erfolgsplan, Erfolgsübersicht, Vermögensplan, Auswirkungen
Stadt, Finanzplan, Stellenplan und dazugehörige Veränderungsliste.

mitgezeichnet haben: FB zentrale Dienste, Herr Werner.
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Stellenübersicht der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe 2013 

  2012  30. Juni 2012   2013  
Bezeichnung Entgelt- Beamte Beschäftigte tatsächlich Entg.- Beamte Beschäftigte Bemerkungen 

 Gruppe Anzahl Anzahl besetzt Gruppe Anzahl Anzahl  
Stadtentwässerung        
Klärmeister 9  1 1 9  1  
Ver-und Entsorger 5  1 1 5  1  
Elektriker 5  1 1 5  1  
Elektriker 5  1 1 5  1  
Maschinenschlosser 5  1 1 5  1 ATZ ab 01/2014 Ruhephase 

Kfz.-Schlosser 5  1 1 5  1  
Ver-und Entsorger 5  1 1 5  1  
Summe Klärwerk 0 7 7  0 7  
Bauhof         
Stadtarbeiter 6  1 1 6  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1 KW 
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter/Stel.Leit. 8  1 1 8  1  
Bürokraft 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Leiter 9  1 1 9  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter 6  1 1 6  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter/in 3  1 1 5  1  
Tischler 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter 6  1 1 6  1 Ku EG 5 
Stadtarbeiter 4  1 1 4  1 31,5 Wochenstd. 

Stadtarbeiter 5  1 1 5  1  
Stadtarbeiter 5  1 1 6  1  
Platzwart 3  1 1 3  1 19,25 Wochenstd. 

Arbeiter 3  1 1 3  1  

Stadtarbeiter 3  1 1 5  1  

Summe Bauhof  0 20 20  0 20  

 
Verwaltung         
Bauingenieur 11  1 1 11  1  
Bautechnikerin 8  1 1 8  1  
Verw. Angestellte 6  1 1 6  1  

Summe Verwaltung 0 3 3  0 3  
Wirtschaftliche Stadtentwicklung       
Verw. Angestellte 9  1 1 9  1  
Verw. Angestellte 6  1 1 6  1 tats.bes.EG 5 

Verw. Angestellte 8  1 1 8  1  
Verw. Angestellte 5  1 1 5  1 19,25 Wochenstd. 

Verw. Angestellte 3  1 1 3  1 20 Wochenstd. 

Verw. Angestellte 3  1 1 3  1 19,25 Wochenstd. 

Verw. Angestellte 3  Saisonkraft Saisonkraft 3  Saisonkraft 15 Monatsstd. 

Summe Wirt.St.Ent. 0 6 6  0 6  

 
Gesamt:  0 36 36  0 36  

 
Nachrichtlich: 
4 Saisonkräfte für den Bauhof (1 Sportplatz, 1 Str.Unterh., 2 Grünpflege) 
1 Azubi (Straßenwärter) 
1 Azubi (Ver- und Entsorger) 
Hinweis:  Da der Eigenbetrieb keine Dienstherrenfähigkeit besitzt wird 1 Beamter im Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2012 Nr. 82 geführt. 

 



Anlage 1 

Stellenplan 2013                        Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe 
 

Veränderungsliste 
 
Lfd. 
Nr. 

Fachbereich Bezeichnung Zahl d. 
Stellen 

Höherstufungen 
Umwandlungen 

Herabstufungen Zugänge 
Ent.Gr. 

Abgänge 
Ent.Gr. 

1 Bauhof Stadtarbeiter/in 1 Von EG 3 
nach EG 5 

   

2 
 

Bauhof ABM-Arbeiter 1    1 

 
 
Begründung: 
 
Zu 1: 
Nachbesetzung einer bisher ungelernten Arbeitskraft durch einen qualifizierten Gärtner und Berücksichtigung der entsprechenden tariflichen 
Eingruppierung. 
 
Zu 2: 
Ausscheiden eines schwerbehinderten ABM-Mitarbeiters. 
 
 



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 02.11.2012
 SR/BeVoSr/241/2011/2

Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Zusammenstellung gem. § 12 EigVO der RZ-WB für das
Wirtschaftsjahr 2013

Zielsetzung:

Bereitstellung der erforderlichen Mittel für den Eigenbetrieb im Jahr 2013.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, die als Anlage beigefügte Zusammenstellung
gem. § 12 Abs. 1 EigVO für das Wirtschaftsjahr 2013 der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB).  

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 01.11.2012
Wolfgang Werner am 02.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 02.11.2012

Sachverhalt:

Unter dem vorangegangenen TOP wurde der Wirtschaftsplan 2013 insgesamt
vorgelegt. Über die Zusammenstellung gem. § 12 Abs. 1 EigVO ist ein gesonderter
(Satzungs-)Beschluss erforderlich. Im Übrigen wird auf die Sachverhaltsdarstellung
zum Wirtschaftsplan 2013 hingewiesen.

Die Änderungen aus der Sitzung des AWTS am 30.10.2012 wurden berücksichtigt.

Finanzielle Auswirkungen:
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Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Gemäß Wirtschaftsplan 2013.

Anlagenverzeichnis: Zusammenstellung gemäß § 12 EigVO.

mitgezeichnet haben: FB zentrale Dienste, Herr Werner.



Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe 

 Zusammenstellung nach § 12 Abs. 1 EigVO für das Wirtschaftsjahr 2013 

Aufgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 6 der Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit § 97 der Gemeindeordnung hat die Stadtvertretung durch Beschluss 

vom  17.12.2012 - und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde1 - den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013 festgestellt: 

1. Es betragen 

 1.1 im Erfolgsplan 

die Erträge 5.424.495 EUR 

die Aufwendungen 5.416.766 EUR 

der Jahresgewinn 7.729 EUR 

der Jahresverlust EUR 

 1.2 im Vermögensplan 

die Einzahlungen 3.887.733 EUR 

die Auszahlungen 3.887.733 EUR 

2. Es werden festgesetzt: 

der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitions- 

förderungsmaßnahmen auf  1.610.000 EUR 

 2.1 der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigung auf 0 EUR 

 2.2 der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  500.000 EUR 

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am                  erteilt1. 

................................... 

Ratzeburg,                              -Siegel-       (   V o ß   ) 

1
 nur bei Genehmigung      Bürgermeister 

 

Ö
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 12.11.2012
 SR/BeVoSr/246/2011/3

Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Übertragung von Mitteln der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe auf das Wirtschaftsjahr 2013

Zielsetzung:

Übertragung bereits beschlossener Finanzmittel von 2012 auf 2013.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung  beschließt nach Ermächtigung durch den AWTS, noch
nicht verbrauchte Mittel der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe aus dem
Wirtschaftsjahr 2012 in das Wirtschaftsjahr 2013 gem. Aufstellung im
Sachverhalt der Vorlage zu übertragen.  

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.11.2012
Wolfgang Werner am 09.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 09.11.2012

Sachverhalt:

Da in diesem Jahr nach Feststellung des AWTS keine weitere Sitzung des
Werkausschusses mehr stattfinden soll, wurde die Stadtvertretung in der Sitzung des
AWTS am 30.10.2012 gebeten, anstelle des AWTS ersatzweise die Entscheidung
für Resteübertragungen vorzunehmen.

Folgende Mittelübertragungen wurden von den jeweiligen Sparten (
Stadtent-wässerung, Bauhof, Straßenreinigung und wirtschaftliche Stadtentwicklung)
angemeldet:
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Maßnahme/
Begründung

Im WP 2012
enthalten

Bisher
verbraucht

Übertragen

auf 2013
Klärwerk: Sanierung Flockenfilter/
Festbettreaktoren
Grund:
Aus organisatorischen/planerischen
Gründen nicht in 2012 erledigt.

10O.000 € --- 100.000 €

RKB Unter den Linden E 10
Grund:
Aus verkehrlichen/planerischen
Gründen nicht in 2012 erledigt.

88.000 € --- 88.000 €

RKB Lüneburger Damm E 26
Grund:
Aus verkehrlichen/planerische
Gründen nicht in 2012 erledigt.

30.000 € --- 30.000 €

SFL Möllner Str. E 29
Grund:
Aus verkehrlichen Gründen nicht in
2012 erledigt.

30.000 € --- 30.000 €

RKB Bahnüberführung B 208
Grund:
Aus planerischen Gründen nicht in
2012 erledigt.

10.000 € --- 10.000 €

SPW 1 Schlosswiese
Grund:
Aus organisatorischen Gründen
nicht in 2012 erledigt.

6.000 €
(übertragen aus

2011)

--- 6.000 €

SPW 2 Jägerdenkmal
Grund:
Aus organisatorischen Gründen
nicht in 2012 erledigt.

12.000 € --- 12.000 €

Kanalsanierung Ziethener Str.
Grund: 
Die Straßenbaumaßnahme wurde
verschoben.

50.000 € --- 50.000 €

Erschließung des Außenbereichs
Pumpwerk/Hausanschl./Kanal
Grund:
Aus organisatorischen/planerischen
Gründen nicht in 2012 erledigt.

30.000 €
(davon 15.000 €
übertragen aus
2011 / jeweils 3

Einzelpositionen
)

--- 30.000 €
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Neuerrichtung einer öffentlichen
WC-Anlage im Kurpark
Grund:
Die Mittel werden f. d.
Endab-rechnung in 2013 benötigt.

55.000 €
+ 65.000 €

(übertragen aus
2011)

3.379 € 84.221 €

Bau eines Waschplatzes auf dem
Bauhofgelände
Grund:
Nach Erteilung der
Baugenehmigung im Herbst 2012
war der Baubeginn in der
Winterperiode fachlich nicht zu
empfehlen.

23.500 €
(übertragen aus

2011)

1.786 € 21.714 €

Ersatzbeschaffungen von
Kleingeräten
in der Straßenreinigung
Grund:  (RZW SR 2.2)
Die alten Geräte waren 2012 tlw.
noch brauchbar.

22.500 € 18.687 € 2.700 €

Neubeschaffung eines
Salzlade-gerätes für die
Straßenreinigung
Grund: 
Wird für den Winterdienst benötigt.
Ausschreibung erst im November
d.J.

52.000 € --- 52.000 €

Ersatzbeschaffung von
Kleingeräten
im Bauhof (Fuhrpark)
Grund:
Aufgrund von Umstrukturierungen
zwischen Rathaus und Bauhof
(Straßenkontrollen)

50.000 € 11.846 € 9.000 €

RKB = Regenklärbecken
SFL = Sandfang mit Leichtstoffabscheider
SPW = Schmutzwasserpumpwerk

Mit den Maßnahmen konnte 2012 nicht mehr begonnen bzw. geendet werden. Sie
sollen im Jahr 2013 ausgeführt werden.  

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:
Keine, da die Gesamtkosten bereits im Vorjahr durchfinanziert sind.
Mitzeichnung: Fachbereich Zentrale Dienste, Herr Werner. 
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Anlagenverzeichnis:  entfällt.



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.10.2012
 SR/BeVoSr/081/2010/2

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Benennung eines Wirtschaftsprüfers für die
Jahresabschlussprüfung 2012 der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe

Zielsetzung:

Jahresabschlussprüfung kommunaler Wirtschaftsbetriebe nach dem
Kommunalprüfungsgesetz (KPG) für das Wirtschaftsjahr 2012.

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtvertretung beschließt auf Empfehlung des AWTS, als
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für den Jahresabschluss 2012 die
Partnerschaft Walsleben-Fischer-Fock, Ratzeburg, zu benennen.  

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt: 

Gemäß Verfügung des Landrates des Kreises Herzogtum Lauenburg  ist für die
Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe ein Abschlussprüfer vorzuschlagen.
Dafür kommen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungs-gesellschaft infrage,
von denen eine aktuelle Unabhängigkeitserklärung im Sinne des Deutschen
Corporate Governance Kodex (international geltende Unternehmensverfassung)
vorliegt.
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Hinsichtlich der Auswahl des zu beauftragenden Abschlussprüfers ist insbesondere
darauf hinzuweisen, dass ein Prüferwechsel nach 6 Jahren vorgenommen werden
sollte. Der letzte Prüferwechsel (von WIBERA zu BDO) erfolgte für das
Abschluss-jahr 2006 und müsste nunmehr erneut nach Ablauf von 6 Jahren für das
Jahr 2012 erfolgen. Eine weitere Beauftragung der BDO ist damit ausgeschlossen.

Nach Auswertung vorliegender Angebote wird vorgeschlagen, für das Jahr 2012
erstmals eine Ratzeburger Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, nämlich die
Partnerschaft

Walsleben-Fischer-Fock,
zu benennen. Alle Voraussetzungen sind dafür gegeben; ein schriftliches Angebot
wurde mit Schreiben vom 09.08.2012 vorgelegt. Die finanziellen
Rahmen-bedingungen entsprechen denen der bisher tätigen Prüfer bzw.
unterscheiden sich durch günstigere Stundenvorausberechnungen.                           

Die Beauftragung würde anschließend -nach der Beschlussfassung durch die
Stadtvertretung- vom Gemeindeprüfungsamt des Kreises Herzogtum Lauenburg
veranlasst werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen
auf den Haushalt:

Die benötigten Kassenmittel werden im Wirtschaftsplan 2013 eingestellt.

Anlagenverzeichnis: entfällt

mitgezeichnet haben: entfällt



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.10.2012
 SR/BeVoSr/216/2011/2

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Feststellung des Jahresabschlusses 2011 der Ratzeburger
Wirtschaftsbetriebe (RZ-WB)

Zielsetzung:  Feststellung des Jahresabschlusses 2011 der RZ-WB.

Beschlussvorschlag:
 
Der AWTS beschließt der Stadtvertretung zu empfehlen, den Jahresabschluss
2011 der Ratzeburg Wirtschaftsbetriebe wie folgt festzustellen:

Bilanzsumme 32.608.938,81 €
Summe der Erträge 5.383.457,60 €

Summe der Aufwendungen 5.405.723,45 €
Jahresverlust 22.265,85 €

Behandlung des Jahresergebnisses:

Sparte Betrag € Behandlung
Abwasserbeseitigung - 6.656,62
Bauhof + 46.965,56
Straßenreinigung - 9349,23
Tourismus - 66.006,69
Wirtschaftsförderung/Stadtmarketing
/Kultur/Veranstaltungen

- 103.912,18

Bedürfnisanstalten - 50.979,49
Allg.wirtschaftl.Betätigung + 167.672,80

Über den Jahresverlust in
Höhe von
           22.265,85 €
erfolgt Vortrag auf neue
Rechnung und
Verrech-nung mit dem
Gewinn-vortrag.

Dem Werkleiter wird Entlastung für das Wirtschaftsjahr 2011 erteilt. 
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___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt:

Der geprüfte Jahresabschluss 2011 liegt in der endgültigen Fassung vor. Nach § 24
Abs. 2 EigVO ist der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses
erforderlich. Den Mitgliedern des Werkausschusses wird eine Berichtsausfertigung
überlassen.

Für den Abschluss 2011 wurde ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk durch
den Wirtschaftsprüfer erteilt. 

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine, da durch den Jahresgewinn im Vorjahr in Höhe von 44.880,06 €, der
vorgetragen wurde, eine Kompensation erfolgt.

Anlagenverzeichnis:  entfällt.

mitgezeichnet haben:  FB 1, Finanzen
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 02.11.2012
 SR/BeVoSr/234/2011/2

Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Vorauskalkulation der Abwassergebühren 2013

Zielsetzung:

Das Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein (KAG) fordert eine nach
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen aufgestellte Gebührenkalkulation.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, auf Empfehlung des AWTS die Gebührenkalkulation
für die Abwassergebühren 2013 gemäß Anlage zu beschließen und ab 01.01.2013
die Gebührensätze entsprechend anzupassen. 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 31.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 02.11.2012

Sachverhalt:

Die Stadt Ratzeburg betreibt die Abwasserbeseitigung/Stadtentwässerung als
besondere Sparte im Eigenbetrieb RZ-WB.

Da die Finanzierung der eigenbetriebsrechtlich organisierten
Abwasserbeseiti-gungseinrichtungen entsprechen den Anforderungen des
Bilanzrechtes (HGB, EigVO) in der Bilanz abgebildet werden muss, besteht eine
enge Verzahnung zwischen Bilanzrecht einerseits und Gebührenrecht andererseits.
Die gebührenrechtlichen Vorschriften erfordern eine zeitnahe Nachkalkulation zur
Ermittlung der Über- und Unterschüsse der Abwassergebühren. Gleichzeitig ist es
erforderlich, dass die Gebührensätze der einzelnen Jahre überprüft und nötigenfalls
angepasst werden.
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Bereits bei der Vorauskalkulation für 2010 mussten die Auswirkungen des sog.
„Krötentunnel-Urteils“ berücksichtigt werden, die zu einer spürbaren Senkung der
Abwassergebühren auf 2,50 €/m³ führten. Im Jahre 2012 wurde die Gebühr sogar
auf 2,47 €/m³ weiter gesenkt.

Nach den aktuellen Feststellungen der TREUKOM hat sich der Trend jedoch
nunmehr umgekehrt. Überdeckungen der Vergangenheit, die in der sog.
Gebühren-ausgleichsrücklage  „zwischengeparkt“  waren, wurden inzwischen bis auf
23.000 € aufgebraucht. Die verbrauchte Frischwassermenge (Gebührenmaßstab) ist
von rd. 682.000 m³ auf rd. 660.000 m³ stark rückläufig. Hinzu kommen im Bau
befindliche und angemeldete Investitionen im Abwasserbereich, die die
kalkulatorischen Fixkosten (AfA und Zinsen) in diesem Bereich um etwa 26.000 €
gegenüber 2011 steigen lassen. Als Beispiele seien hier genannt: Die
Kanalsanierung Möllner Str./Albsfelder Weg, das Mengenausgleichsbecken im
Klärwerk, der Ersatz des Kanalspülwagens, der Bau der Südlichen Sammelstraße.
Nach einer Überarbeitung in der Verwaltung und in der Anlagenbuchhaltung bei der
z.B. Abschreibungssätze von 67 Jahren auf 80 Jahre angepasst wurden, verbleibt es
nunmehr bei einer Gebührenanhebung ab 01.01.2013 auf 2,85 €/m³ (15,3 %).

Zur Entwicklung der Regenwassergebühren ist festzustellen, dass die
Über-prüfungen der Grundstücksverhältnisse vor Ort fortgesetzt wurde, erhebliche
gebührenfähige Zusatzflächen (wie in den Jahren 2010 und 2011) aber nicht in
demselben Maße generiert werden konnten, sodass nicht zu erwarten ist, hierdurch
in den nächsten Jahren maßgebliche gebührensenkende Ergebnisse ermitteln zu
können. Im Übrigen gelten für die Regenwassergebühr, dass auch in diesem Bereich
durch die erhebliche Investitionstätigkeit insbesondere die kalkulatorischen Fixkosten
(AfA und Zinsen) angestiegen sind. Die Gebühren steigen deshalb im Ergebnis ab
01.01.2012 auf 0,30 €/m².

Die Gebühr für das Abfahren von Schlamm aus abflusslosen Sammelgruben muss
aufgrund der tatsächlichen Entwicklung auf 3,89 €/m³ (15,3 %) erhöht werden.

Die Vorauskalkulation (als Anlagen beigefügt) für das Jahr 2013 ergibt im Einzelnen:

Kostenartengruppen
2012 €

alt
2013 €
 neu

Kalkulatorische Abschreibungen 1.007.794,96 1.110.863,00
Kalkulatorische Zinsen 269.887,33 295.843,22
Betriebskosten 1.496.865,10 1.604.698,21
Gesamtaufwand 2.774.547,39 3.011.404,43
Grundgebühren sowie
Verrechnungen Vorjahre u.a.

- 529.363,06 - 442.337,32

Gebührenfähiger Zusatzaufwand 2.245.184,33 2.569.067,11

Daraus entwickeln sich die einzelnen Gebührensätze wie folgt:

+ / -
%

alt ab
01.01.2012

neu ab
01.01.2013
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Zusatzgebühr
Schmutzwasser

+ 0,38 €/m³
15,3 %

2,47 €/m³ 2,85 €/m³

Zusatzgebühr
Regenwasser

 - 0,05 €/qm
 7,25 %

0,24 €/qm 0,30 €/qm

Gebühr
Sammelgruben

+ 0,51 €/m³
15,3 %

3,38 €/m³ 3,89 €/m³

Entwicklung der letzten Jahre mit Auswirkungen „Krötentunnel-Urteil“
Jahr 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Zusatzgebühr
Schmutzwasse
r

€/m³
2,48

€/m³
2,55

€/m³
2,60

€/m³
2,40

€/m³
2,44

€/m³
2,64

€/m³
2,64

€/m³
2,50

€/m³
2,47

Entwicklung der letzten Jahre ohne Auswirkungen
„Krötentunnel-Urteil“

Zusatzgebühr 2,48 2,55 2,96 3,08 2,89 2,85 nicht
mehr

gerechnet

nicht
mehr

gerechnet

nicht
mehr

gerechnet

Die neuen Gebührensätze sind ab 01.01.2013 in der Beitrags- und
Gebührensatzung festzusetzen.

Für Rückfragen stand Herr Höppner, TREUKOM, in der Sitzung des AWTS am
30.10.2012 persönlich zur Verfügung.  Der AWTS hat die vorgeschlagene
Gebührenanpassung einstimmig empfohlen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Wirtschaftsplan:

Bisherige Gebühr          2,47 €/ m³  x 660.000 m³ =               1.603.200 € p.a.
Kalkulation TREUKOM  2,85 €/ m³  x 660.000 m³ =                1.881.000 € p.a.
Differenz zum Vorjahr:                                                      +  277.800 € p.a.

Anlagenverzeichnis: Vorauskalkulation der TREUKOM 2013.

mitgezeichnet haben: Die Behindertenbeauftragte wurde beteiligt.



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.10.2012
 SR/BeVoSr/235/2011/1

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

XI. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung
von Abgaben für die zentralen
Abwasserbeseitigungsanlagen in der Stadt Ratzeburg
(Beitrags- und Gebührensatzung)

Zielsetzung:

Erforderliche Anpassung der Benutzungsgebühren für die Schmutz- und
Niederschlagswasserbeseitigung.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, die der Beschlussvorlage als Anlage beigefügte XI.
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die
zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen der Stadt Ratzeburg als Satzung der Stadt
Ratzeburg zu erlassen. Die beigefügten Anlagen (Änderungssatzung und
Gebührenkalkulation) sind Bestandteil dieses Beschlusses.   

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt:
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Dazu wird gebeten, das als Anlage beigefügte Zahlenwerk für die Vorlage zur
Vorauskalkulation der Abwassergebühren 2013 zur Kenntnis zu nehmen und als
Grundlage für die Gebührenanpassung zu beschließen. 

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Siehe Vorlage zur Vorauskalkulation der
Abwassergebühren 2013. 

Anlagenverzeichnis:  Entwurf der Satzungsänderung.

mitgezeichnet haben: Die Behindertenbeauftragte wurde beteiligt.



 
 

XI. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die 
zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen der Stadt Ratzeburg (Beitrags- und 

Gebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2, 6, 8, und 9 
des Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein, der §§ 1 und 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung und des § 15 der Abwassersatzung vom 22. April 1996 wird nach 
Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 17. Dezember 2012 folgende 
Satzung erlassen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentralen 
Abwasserbeseitigungsanlagen der Stadt Ratzeburg wird wie folgt geändert: 
 

 
§ 13 a Gebührensatz Schmutzwasser 

 
 
Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Zusatzgebühr je Kubikmeter Schmutzwasser beträgt ab 01.01.2013:    

2,85 €. 
 
 

§ 13 b Gebührensatz Niederschlagswasser 
 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Zusatzgebühr je Quadratmeter Niederschlagsfläche beträgt ab 01.01.2013: 

0,30 €. 
 

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.  
 
 
Ratzeburg,       .Dezember 2012 
 
 
Stadt Ratzeburg 
Der Bürgermeister 
 
 
     ( V o ß )     Siegel 
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.10.2012
 SR/BeVoSr/236/2011/1

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

IX. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung
von Gebühren für die nicht leitungsgebundene
Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg
(Gebührensatzung zur Fäkalschlammbeseitigung)

Zielsetzung:

Erforderliche Anpassung der Benutzungsgebühren für die Fäkalschlammbeseitigung.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, die der Beschlussvorlage als Anlage beigefügte IX.
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die nicht
leitungsgebundene Abwasserbeseitigung (Gebührensatzung zur
Fäkalschlammbeseitigung) als Satzung zu erlassen. Die beigefügten Anlagen
(Änderungssatzung und Gebührenkalkulation) sind Bestandteil dieses Beschlusses. 

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt:

Dazu wird gebeten, das als Anlage für die Vorlage zur Vorauskalkulation der
Abwassergebühren für das Jahr 2013 in der Stadt Ratzeburg beigefügte Zahlenwerk
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zur Kenntnis zu nehmen und als Grundlage für die Gebührenanpassung zu
beschließen.

Betroffen von dieser Gebührensenkung wären im Stadtgebiet 5 Grundstücke in den
Gebieten „Ravenskamp, Alte Ziegelei, Neu-Vorwerk und Seedorfer Straße
(außerhalb OD), mit über 100 Kubikmeter (zwischen 112 und 184 Kubikmeter)
jährlich. Weitere 8 betroffene Grundstücke haben einen jährlichen Abfuhrbedarf
zwischen 25 bis 87 Kubikmeter.

Die Erhöhung entspricht dem Erhöhungs-%-Satz für die leitungsgebundene
Schmutzwasserbeseitigung (15,3 %) und soll damit nahegehend eine
Gleichbehandlung mit dem weit überwiegenden Teil der übrigen Nutzer sicherstellen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Da in diesen Ausnahmefällen bisher keine
kostendeckende Gebühr erhoben wurde, sondern eine Gleichbehandlung mit den
Nutzern der leitungsgebundenen Anlage erreicht werden sollte, entstehen bei dem
relativ kleinen Benutzerkreis geringfügige Gebührenunterdeckungen. 

Anlagenverzeichnis: Entwurf der Änderungssatzung, Gebührenkalkulation s.
Vorlage „Vorauskalkulation der Abwassergebühren 2013“.

mitgezeichnet haben: Die Behindertenbeauftragte wurde beteiligt.



 

 
IX. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

nicht leitungsgebundene Abwasserbeseitigung 
der Stadt Ratzeburg (Gebührensatzung zur Fäkalschlammbeseitigung) 

  
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der §§ 1, 2 und 
6 des Kommunalen Abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein und der §§ 1 
und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes und des § 15 
Abs. 3 der Abwassersatzung vom 22.04.1996 in der jeweils gültigen Fassung wird 
nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 17.12.2012 folgende Satzung 
erlassen: 
  

Artikel I 
  
§ 3 Absatz 2 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die nicht 
leitungsgebundene Abwasserbeseitigung der Stadt Ratzeburg erhält folgende 
Fassung: 
  
(2) Die Höhe der der Benutzungsgebühr für die Abwasserbeseitigung aus 
abflusslosen Sammelgruben ergibt sich aus der Grundgebühr und einer 
Zusatzgebühr. Die Grundgebühr wird nach Nennleistung der verwendeten 
Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere 
Wasserzähler, so wird die Grundgebühr nach der Summe der Nennleistung der 
einzelnen Wasserzähler berechnet. Die monatliche Grundgebühr beträgt bei der 
Verwendung von Wasserzählern mit einer Nennleistung  
 

bis 5 m³/h       5,00 €, 
bis 10 m³/h    20,00 €, 

                                                über 10 m³/h    75,00 €. 
 

Die Zusatzgebühr beträgt je Kubikmeter abgeholten Abwassers 3,85 €. 
 
  

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
  
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
  
Ratzeburg,                 .12.2012 
 
 
Stadt Ratzeburg 
Der Bürgermeister 
 
 
       Siegel 

    ( V o ß ) 
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 08.10.2012
 SR/BeVoSr/237/2011/1

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Vorauskalkulation der Straßenreinigungsgebühren 2013

Zielsetzung:

Das Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein (KAG) fordert eine nach
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen aufgestellte Gebührenkalkulation.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, auf Empfehlung des AWTS die Gebührenkalkulation
für die Straßenreinigungsgebühren 2013 gemäß Anlage zu beschließen und für 2013
die Gebührensätze entsprechend anzupassen.  

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt:

Die Stadt Ratzeburg betreibt die Straßenreinigung als besondere Sparte im
Eigenbetrieb RZ-WB.

Da die Finanzierung der eigenbetriebsrechtlich organisierten
Straßenreinigungs-einrichtungen entsprechen den Anforderungen des Bilanzrechtes
(HGB, EigVO SH) in der Bilanz abgebildet werden muss, besteht eine enge
Verzahnung zwischen Bilanzrecht einerseits und Gebührenrecht andererseits. Die
Gebührenrechtlichen Vorschriften erfordern eine zeitnahe Nachkalkulation zur
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Ermittlung der Über- und Unterschüsse der Gebühren. Gleichzeitig ist es erforderlich,
dass die Gebührensätze der einzelnen Jahre überprüft und nötigenfalls angepasst
werden.

Die Vorauskalkulation (als Anlage beigefügt) für das Jahr 2013 ergibt im Einzelnen:

Kostenartengruppen
2012

€
2013

€

Kalkulatorische Abschreibungen 30.436,00 27.242,00
Kalkulatorische Zinsen 7.853,56 5.880,00
Betriebskosten 374.986,00 345.812,00
Gesamt 413.275,56 378.934,00
abzügl. Öffentlichkeitsanteile,
Ausgleich Vorjahre u.a.

110.124,74 100.0559,97

Gebührenfähiger Aufwand 303.150,82 278.374,03

Darauf aufbauend entwickeln sich die einzelnen Gebührensätze wie folgt:

2002 2003 2004 2005/2006 2007 2008 2009 2010  2011  2012 neu 2013
3,30
€/m

3,21
€/m

3,10
€/m

3,04
€/m

2,97
€/m

3,17
€/m

3,22
 €/m

3,25
 €/m

3,33
€/m

3,30
€/m

3,02 €/m

Die ermittelten Kehrmeter von rd. 92.974 m abzüglich 7.578 m (Grünanlagen)
zuzüglich 4.598 m (fiktiv) bilden mit rd. 92.000 m die Verteilungsgrundlage. Ab dem
Wirtschaftsjahr 2012 hat der Bauhof die komplette Straßenreinigung des neu
entstanden Baugebietes Barkenkamp 2 (Musikerviertel) übernommen. Dort sind ca.
2.500 Kehrmeter im Bereich der Straßenreinigung und des Winterdienstes
hinzugekommen. Ab 01.07.2012 kam dann noch auf Wunsch der Anlieger der
Wilhelm-Conrad-Röntgen-Weg dazu.
Betriebskostensteigerungen ergeben sich durch  einen Preisindex von rd. 2,5 %. Der
Öffentlichkeitsanteil, den die Stadt zu tragen hat, beträgt 15%. Maßgeblich für die
sinkende Gebühr waren insbesondere verringerte Personalkosten durch weniger
Winterdiensteinsätze und der gesunkene Verwaltungskostenanteil gegenüber der
Stadt Ratzeburg. Die Gebührensekung beträgt gegenüber dem Vorjahr insgesamt
rd. 8,5 %.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:
Der von der Stadt zu tragende Öffentlichkeitsanteil beträgt € 56.840,09 (Vorjahr:
61.991,34 €. Hinzu kommen die Gebührenanteile für Grünanlagen, Friedhöfe usw. in
Höhe v. 22.952,00 €. (Vorjahr: 25.080,00 €). 
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mitgezeichnet haben: Die Behindertenbeauftragte wurde beteiligt.
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 10.10.2012
 SR/BeVoSr/238/2011/1

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

X. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die
Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg

Zielsetzung:

Anpassung der Benutzungsgebühren für die Straßenreinigung ab 2013.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt, die der Beschlussvorlage als Anlage beigefügte X.
Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung in der Stadt
Ratzeburg als Satzung zu erlassen. Die beigefügten Anlagen (Änderungssatzung
und Gebührenkalkulation) sind Bestandteil dieses Beschlusses.  

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 08.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 08.10.2012

Sachverhalt:

Durch die Kalkulierte Gebührensenkung um 0,28 €/m erfolgt eine Anpassung an die
tatsächliche Kostenentwicklung. Zur Berechnung wird gebeten, das als Anlage der
Vorlage zur Vorauskalkulation der Straßenreinigungsgebühren in der Stadt
Ratzeburg für das Jahr 2013 beigefügte Zahlenwerk und den Sachverhalt in der
dazugehörigen Beschlussvorlage zur Kenntnis zu nehmen und als Grundlage für die
Gebührenänderung zu beschließen.
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Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Siehe Vorlage für die Vorauskalkulation 2013. 

Anlagenverzeichnis: Entwurf der Änderungssatzung.

mitgezeichnet haben: Die Behindertenbeauftragte wurde beteiligt.



X. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die
Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg

Aufgrund des § 4 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1 und 6 des
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein und § 6 der Satzung
über die Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg in der jeweils gültigen Fassung
wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 17.12.2012 folgende
Satzung erlassen:

Artikel I

Die Gebührensatzung für die Straßenreinigung in der Stadt Ratzeburg wird wie folgt
geändert:

§ 4 Nummer 5 erhält folgende Fassung:

Die jährliche Straßenreinigungsgebühr beträgt je Meter Straßenfrontlänge bei einmal
wöchentlicher Reinigung 3,02 Euro.

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.

Ratzeburg,        .12.2012

Stadt Ratzeburg
Der Bürgermeister

   ( V o ß )     -Siegel-
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 15.10.2012
 SR/BeVoSr/239/2011/1

Gremium Datum Behandlung
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus
und Stadtmarketing

30.10.2012 Ö

Hauptausschuss 26.11.2012 Ö
Stadtvertretung 17.12.2012 Ö

Verfasser: Gerhard Thuns FB/Aktenzeichen: 8

Fremdenverkehrsabgabe für die Stadt Ratzeburg a)
Kalkulation für 2013 und b) XIII. Satzung zur Änderung der
Satzung über die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe

Zielsetzung:

Mit der Erhebung der Fremdenverkehrsabgabe wird ein Teil der Aufwendungen
für Fremdenverkehrsförderung auf die mutmaßlichen Nutznießer umgelegt. Die
Gestaltung der Ausgaben und die Umlagequote folgen dem Ziel, die
Abgabe-pflichtigen nicht höher als in den Vorjahren zu belasten.

Beschlussvorschlag:
 
Die Stadtvertretung beschließt auf Empfehlung des AWTS und des
Finanzausschusses

a) die beigefügte Vorauskalkulation der Fremdenverkehrsabgabe 2013 als
Berechnungsgrundlage für die Festsetzung in der  Abgabensatzung.

b) die der Beschlussvorlage als Anlage beigefügte XIII. Satzung zur Änderung
der Satzung über die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe in der Stadt
Ratzeburg als Satzung zu erlassen.   

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Gerhard Thuns am 15.10.2012
Wolfgang Werner am 15.10.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 15.10.2012
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Sachverhalt:

Die Stadt Ratzeburg erhebt gem. § 10 Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein
(KAG) Fremdenverkehrsabgaben von Personen und Personenvereinigungen, denen
durch den Fremdenverkehr Vorteile geboten werden. Der zu entgeltende Vorteil
besteht in der sich aus dem Fremdenverkehr ergebenden Gewinnchance oder
erhöhten Verdienstmöglichkeiten.

Das Aufkommen aus der Fremdenverkehrsabgabe ist zweckgebunden für
Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs. Dies erfolgt im Wesentlichen
durch Fremdenverkehrswerbung, Teilnahme an Messen usw. sowie Sachkosten und
Personalkosten die im Zusammenhang mit der bereitgestellten öffentlichen
Einrichtung entstehen. Dieser Aufwand ist jährlich neu zu ermitteln.

Die vorliegende Kalkulation wird von nachstehenden Faktoren wesentlich
beeinflusst:

 Die umlagefähigen Kosten werden für das Jahr 2013 in Höhe von
362.100,00 € festgestellt. Davon wird lediglich ein Teilbetrag von 146.800 €
auf die Abgabepflichtigen übertragen.

 Die dem Fremdenverkehr unmittelbar zuzurechnenden Kosten werden mit
einem Anteil von 40 % bzw. 50 % umgelegt. Nach der Rechtsprechung wären
bis zu 70 % möglich.

 Im Übrigen werden die gleichen Kalkulationsgrundsätze wie in Vorjahren
berücksichtigt.

Die einzelnen Veränderung ab 2013 (bis Stufe 2 unverändert, Rest leichte
Erhöhungen um die 3 %) sind in der nachstehenden Übersicht dargestellt:

Vergleich Fremdenverkehrsabgabe alt und neu

Vorteils- Abgabe- Abgabe- Differenz
Stufe Faktor Tatbestände satz satz 2012 € satz 2013 € € p.a.

1 12,00 0
2 24,00 0
3 59,00 61,00 +2,00
4 118,00 122,00 +4,00
5 178,00 183,00 +5,00

6
s. Kalkulation

2013 308,00 317,00 +9,00
7 426,00 439,00 +13,00
8 628,00 647,00 +19,00
9 853,00 879,00 +26,00

10 1.101,00 1.135,00 +34,00
11 1.457,00 1.501,00 +44,00
12 1.836,00 1.891,00 + 55,00
13 2.428,00 2.502,00 +74,00

.

Finanzielle Auswirkungen:
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Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:
Durch die Erhebung der Fremdenverkehrsabgabe werden rd.146.800 € (Vorjahr rd.
150.000 €) auf die potentiellen Nutznießer umgelegt und von der Stadt Ratzeburg
vereinnahmt. 

Anlagenverzeichnis:

a) Kalkulation der Fremdenverkehrsabgabe 2013 durch TREUKOM;
b) Entwurf der Satzungsänderung.

mitgezeichnet haben: FB Zentrale Dienst, Herr Werner



XIII. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung
einer Fremdenverkehrsabgabe in der Stadt Ratzeburg

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und
10 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) und des
§ 13 Abs. 3 Nr. 1 in Verbindung mit § 11Abs. 1 Nr.2 des Schleswig-Holsteinischen
Gesetzes zum Schutz personenbezogener Informationen
(Landesdatenschutzgesetz-LDSG) wird nach Beschlussfassung durch die
Stadtvertretung vom 17. Dezember 2012 folgende Satzung erlassen:

Artikel 1

Die Satzung der Stadt Ratzeburg über die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe
wird wie folgt geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

Die Abgabe wird als Jahresabgabe erhoben und beträgt in

 Stufe 1 12,00 €
 Stufe 2 24,00 €
 Stufe 3 61,00 €
 Stufe 4 122,00 €
 Stufe 5 183,00 €
 Stufe 6 317,00 €
 Stufe 7 439,00 €
 Stufe 8 647,00 €
 Stufe 9 879,00 €
 Stufe 10 1.135,00 €
 Stufe 11 1.501,00 €
 Stufe 12 1.891,00 €
 Stufe 13     2.502,00 €

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Ratzeburg,       .12.2012

Stadt Ratzeburg
Der Bürgermeister
        -Siegel-

   ( V o ß )     
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TREUKOM GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

Ermittlung der Fremdenverkehrsabgabesätze 2013

VI beitragsfähiger Aufwand 146.800,00

VII Gesamtvorteilswert 12.030

VIII Abgabesatz einfach 12,20 0,00

Vorteils- Abgabe-

IX Höhe der Abgabe je Stufe gem. § 6 Stufe Faktor Tatbestände satz satz

1 1 182 182 12,00

2 2 421 842 24,00

3 5 399 1.995 61,00

4 10 163 1.630 122,00

5 15 67 1.005 183,00

6 26 45 1.170 317,00

7 36 29 1.044 439,00

8 53 14 742 647,00

9 72 8 576 879,00

10 93 15 1.395 1.135,00

11 123 3 369 1.501,00

12 155 3 465 1.891,00

13 205 3 615 2.502,00

12.030 9.713,00
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TREUKOM GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

Vorkosten

lfd. Kostenart Plan Ansatz Plan Plan Fremdenver- Ansatz Plan Fremdenver- Ansatz Plan Fremdenver- Ansatz Plan Fremdenver- Ansatz

Nr. 2013 2013 kehrsanteil kehrsanteil kehrsanteil kehrsanteil

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) (12) (13) (14) (15) (16) (17)

€ € € % € % € % € % €

I Direkte Kostenzuordnung

1 Werbedrucksachen 9.000,00 4.500,00 9.000,00 50% 4.500,00 0,00 50% 0,00 90% 0,00 50% 0,00

2 Zeitungs-, Zeitschriftenanzeigen 6.250,00 3.100,00 6.250,00 50% 3.100,00 0,00 50% 0,00 0,00 0,00

3 Messen, Werbeveranstaltungen 17.400,00 8.700,00 2.400,00 50% 1.200,00 15.000,00 50% 7.500,00 0,00 0,00

4 Prospekte 12.000,00 6.000,00 12.000,00 50% 6.000,00 0,00 50% 0,00 0,00 0,00

5

Beiträge an Werbe- und 

Fremdenverkehrsgemeinschaften 14.000,00 7.000,00 14.000,00 50% 7.000,00 0,00 50% 0,00 0,00 0,00

6 Porto, Telefon, Internet 6.050,00 3.000,00 6.050,00 50% 3.000,00 0,00 50% 0,00 0,00 0,00

7 Zeitschriften, Zeitungen 1.200,00 600,00 1.200,00 50% 600,00 0,00 50% 0,00 0,00 0,00

8 Unterhaltungs-, Bewirtschaftungskosten 65.180,00 57.800,00 0,00 0,00 63.100,00 90% 56.800,00 2.080,00 50% 1.000,00

9 Verwaltungskosten 62.950,00 50.200,00 0,00 0,00 46.790,00 90% 42.100,00 16.160,00 50% 8.100,00

10 Abschreibungen 37.130,00 21.500,00 0,00 0,00 7.480,00 90% 6.700,00 29.650,00 50% 14.800,00

11 Geschäftsausgaben 7.000,00 6.300,00 0,00 0,00 7.000,00 90% 6.300,00 0,00 50% 0,00

12 Personalkosten 150.430,00 128.800,00 0,00 0,00 133.890,00 90% 120.500,00 16.540,00 50% 8.300,00

13 Mieten, Pachten 16.760,00 12.900,00 0,00 0,00 11.470,00 90% 10.300,00 5.290,00 50% 2.600,00

14 Rechts- und Beratungskosten 3.600,00 3.100,00 0,00 0,00 3.100,00 90% 2.800,00 500,00 50% 300,00

15 Sonstiges 7.700,00 4.400,00 0,00 0,00 1.200,00 90% 1.100,00 6.500,00 50% 3.300,00

16 Zinsaufwendungen 39.210,00 35.300,00 0,00 0,00 39.210,00 90% 35.300,00 0,00 50% 0,00

17 Umlage aus allg. Bereichen Tourismus 48.600,00 41.000,00 48.600,00 0,00 0,00 0,00 0,00

18 Umlage aus allg. Bereichen Stadtmarketing 7.900,00 4.000,00 7.900,00 0,00 0,00 0,00 0,00

19 512.360,00 398.200,00 56.500,00 50.900,00 25.400,00 15.000,00 7.500,00 313.240,00 281.900,00 76.720,00 38.400,00

II Kostenumlagen auf Hauptkostenstellen

20 auf Werbungskosten Tourismus -6.800,00 6.800,00 50% 3.400,00 0,00 0,00 0,00

21 auf Werbungskosten Stadtmarketing -1.300,00 0,00 1.300,00 50% 700,00 0,00 0,00

22 auf Einrichtungskosten Tourismus -41.800,00 0,00 0,00 41.800,00 90% 37.600,00 0,00

23 auf Einrichtungskosten Stadtmarketing -6.600,00 0,00 0,00 0,00 6.600,00 50% 3.300,00

24 0,00 57.700,00 28.800,00 16.300,00 8.200,00 355.040,00 319.500,00 83.320,00 41.700,00

III Deckungsbeiträge 0,00 50% 0,00 50% 0,00 50% 0,00

25 Gastgeberverzeichnis -27.000,00 -13.500,00 -27.000,00 50% -13.500,00 50% 0,00 50% 0,00

26 Provision Zimmervermittlung -12.000,00 0,00 -12.000,00 0% 0,00 50% 0,00 50% 0,00

27 eigene Veranstaltungen -38.500,00 -19.300,00 -1.500,00 50% -800,00 50% 0,00 -37.000,00 50% -18.500,00

28 Pauschalreisenverkauf -14.000,00 0,00 50% 0,00 50% 0,00 -14.000,00 0% 0,00 50% 0,00

29 Insertionserlöse 0,00 50% 0,00 50% 0,00 50% 0,00

30 Erlöse Werbeartikel -6.500,00 -3.300,00 -6.500,00 50% -3.300,00 50% 0,00 50% 0,00

31 sonstige Erträge -48.000,00 0,00 0,00 50% 0,00 50% 0,00 -31.900,00 0% 0,00 -16.100,00 0% 0,00

32 -146.000,00 -36.100,00 0,00 -47.000,00 -17.600,00 0,00 0,00 -45.900,00 0,00 -53.100,00 -18.500,00

IV 362.100,00 11.200,00 8.200,00 319.500,00 23.200,00

V Satzungsmäßige Kostendeckung 146.800,00 50% 5.600,00 50% 4.100,00 40% 127.800,00 40% 9.300,00

Umlagefähiger Aufwand 

nach Hauptkostenstellen

Fremdenverkehrsabgabe 2013 - Stadt Ratzeburg

Anteil Stadtmarketing

EinrichtungenFremdenverkehrswerbung

Tourismus Anteil Stadtmarketing Tourismus

Umlagefähige Kosten und Erträge



Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2008 – 2013
 Datum: 30.11.2012
 SR/BeVoSr/370/2012

Gremium Datum Behandlung
Stadtvertretung 10.12.2012 Ö

Verfasser: Herr Ralf Weindock FB/Aktenzeichen: 20 02 34

Entscheidung über die Annahme und Vermittlung von
Zuwendungen (Spenden)

Zielsetzung: Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen.

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtvertretung beschließt die Annahme der unter Nr. 1 bis 15
erläuterten Zuwendungen (Spenden) gemäß § 76 Abs. 4
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein.

2. Die Stadtvertretung beschließt, die Entscheidung über die Annahme
oder Vermittlung von Spenden bis zur Höhe von 10 Tsd. € auf den
Bürgermeister und bis zur Höhe von 50 Tsd. € auf den Hauptausschuss
zu übertragen.

___________________    __________________   
      Bürgermeister          Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 29.11.2012
Bürgermeister Rainer Voß am 30.11.2012

Sachverhalt:

Nach bisheriger Rechtslage (§76 Abs. 4 Satz 3 GO) und bis zum Zeitpunkt der
Abgabe des Spendenangebotes hat die Stadtvertretung über die Annahme von
Zuwendungen (Spenden) zu entscheiden (der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister
obliegen die Einwerbung und die Entgegennahme von Zuwendungsangeboten).

Entsprechend dieser Regelung hat der Bürgermeister die nachstehenden Spenden-/
Zuwendungsangebote entgegengenommen.
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Aufgrund der Voten des Städteverbandes Schleswig-Holstein und des SHGT sowie
des Berichtes und der Beschlussfassung des Innen- und Rechtsausschusses des
Landes Schleswig-Holstein (als Anlagen beigefügt) hat der Landtag am 15.11.2012
eine Gesetzesänderung beschlossen.
Demzufolge kann die Stadtvertretung die Entscheidung über die Annahme oder
Vermittlung bis zu von ihr jeweils zu bestimmende Wertgrenzen auf die
Bürgermeisterin/den Bürgermeister und den Hauptausschuss übertragen.

Nach Auffassung der Verwaltung sollte von beiden Möglichkeiten Gebrauch gemacht
werden.

Auf Grundlage der bisherigen Erfahrungen sollte die Wertgrenze für die
Bürger-meisterin/den Bürgermeister auf 10 Tsd. € und für den Hauptausschuss auf
50 Tsd. € festgesetzt werden.

Über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnlichen
Zuwendungen, die über 50 € hinausgehen, erstellt die Bürgermeisterin/der
Bürger-meister jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen und
die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und leitet diesen der Stadtvertretung zu.

Im Übrigen wird bei Bedarf mündlich vorgetragen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:

- keine -

Anlagenverzeichnis:
- siehe Text -

mitgezeichnet haben:
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Zuwendungsgeber 1:
Herr Hans-Joachim Bruhn-Wagener, Eeckhorst 18, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 10.01.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 82,80 €
Verwendungszweck:
Jahresabonnement 2012 der Fachzeitschrift „Opernglas“ für die Stadtbücherei

Zuwendungsgeber 2:
Provinzial, , Herr Sönke Brüdersdorf e.K., Am Markt 7, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 10.01.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 54,00 €
Verwendungszweck:
Jahresabonnement 2012 der Fachzeitschrift „Finanztest“ für die Stadtbücherei

Zuwendungsgeber 3:
Raiffeisenbank eG Ratzeburg, Große Wallstraße 13, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 10.01.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 151,80 €
Verwendungszweck:
Jahresabonnements 2012 der Fachzeitschriften „Geolino“ und „Selbermachen“
sowie der PC-Zeitschrift „Computer-Bild“ für die Stadtbücherei

Zuwendungsgeber 4:
Herr Günther Liepert, Günthergasse 13, 97448 Arnstein
Angebot vom: 18.01.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 300,00 €
Verwendungszweck:
Postgeschichte aus Ratzeburg (Ansichtskarten, Poststempel, Firmenumschläge
usw.) für das Stadtarchiv Ratzeburg

Zuwendungsgeber 5:
Frau Karin Dopp, Jägerstraße 4, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 11.02.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 51,00 €
Verwendungszweck:
Jahresabonnement 2012 der Zeitschrift „Schöner Wohnen“ für die Stadtbücherei

Zuwendungsgeber 6:
Raiffeisenbank Südstormarn Mölln eG, Haupstraße 84,23879 Mölln
Angebot vom: 24.04.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 50,00 €
Verwendungszweck:
Veranstaltung des Kindergartens „Ostereiertauschaktion 2012“

Zuwendungsgeber 7:
Firma Fielmann AG, Weidestraße 118a, 22083 Hamburg
Angebot vom: 22.04.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 3.797,43 €
Verwendungszweck:
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Historische Handschrift aus Ratzeburg für das Stadtarchiv

Zuwendungsgeber 8:
Raiffeisenbank eG Ratzeburg, Große Wallstraße 13, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 30.05.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 3.333,33 €
Verwendungszweck:
Wasserfontäne Schwanenteich

Zuwendungsgeber 9:
Raiffeisenbank Südstormarn Mölln eG, Hauptstraße 84, 23879 Mölln
Angebot vom: 04.06.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 5.413,96 €
Verwendungszweck:
Wasserfontäne Schwanenteich

Zuwendungsgeber 10:
Round Table Förderverein Ratzeburg e.V., Heinrich-Hertz-Str. 15,23909 Ratzeburg
Angebot vom: 24.07.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 2.500,00 €
Verwendungszweck:
Stationentheater anlässlich des 950- jährigen Stadtjubiläums

Zuwendungsgeber 11:
Raiffeisenbank Südstormarn Mölln eG, Hauptstraße 84, 23879 Mölln
Angebot vom: 13.09.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 1.000,00 €
Verwendungszweck:
Konzert „Volker Rosin“ (Jugendpflege)

Zuwendungsgeber 12:
Kreissparkasse Herzogtum Lauenburg, Am Markt 4-5, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 05.11.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 2.000,00 €
Verwendungszweck:
Erstellung einer Jubiläumsschrift „950 Jahre Ratzeburg“

Zuwendungsgeber 13:
Herr Claus Nickel, Domhof 2, 23909 Ratzeburg
Angebot vom: 13.11.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 807,72 €
Verwendungszweck:
Pflanzarbeiten im Bereich des Domhofes (Palmberg); ca. 12.000 Blumenzwiebel

Zuwendungsgeber 14:
Firma Fielmann AG, Weidestraße 118a, 22083 Hamburg
Angebot vom: 17.11.2012;  Sachzuwendung in Höhe von 178,69 €
Verwendungszweck:
Stammbuch aus Ratzeburg mit Eintragungen aus den Jahren 1792 - 1848 für das
Stadtarchiv Ratzeburg

Zuwendungsgeber 15:
Schwimmsparte des Ratzeburger Sportvereins
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Angebot vom: 21.11.2012;  Geldzuwendung in Höhe von 5.600,00 €
Verwendungszweck:
Grundstock für ein Genossenschaftsmodell „Hallenbad“
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kompetent · sympathisch · bürgernah 
 

Fraktion in der Ratzeburger Stadtvertretung 
Vorsitzender: Andreas Hagenkötter · fraktion@frw-ratzeburg.de 

An den Bürgervorsteher 
 
und den Bürgermeister zur Kenntnis 
 
 
 
 
 

Sonntag, 25. November 2012 
 

 
 
Die FRW- Fraktion beantragt zur Stadtvertretung am 10.12.2012 beim Tagesordnungspunkt 
Haushalt folgenden Antrag zur Abstimmung zu stellen: 
 
 

1. § 1 der Satzung der Stadt Ratzeburg über Entschädigungen in kommunalen 
Ehrenämtern erhält wieder die ursprüngliche Fassung vom 01.01.2009.Die 
Änderung von § 1 aus dem Beschluss vom 21.03.2011 wird aufgehoben. 
 

2. § 3 Ziffer 1 der Satzung wird ersatzlos gestrichen 
 
 
Begründung: 
Aufgrund der Haushaltslage ist es nicht mehr gerechtfertigt, dass die Mitglieder des Hauptaus-
schusses eine monatliche Entschädigung in Höhe von 135,- € erhalten. Dies gilt auch deswe-
gen, weil der Hauptausschuss nur selten und meistens sehr kurz tagt. Nach Streichung dieser 
Sonderentschädigung ist eine Anpassung der Entschädigung für die Stadtvertreter nach den 
üblichen Sätzen der EntschVO angebracht. 
 
 
 
Andreas Hagenkötter 
Fraktionsvorsitzender FRW 
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kompetent · sympathisch · bürgernah 
 

Fraktion in der Ratzeburger Stadtvertretung 
Vorsitzender: Andreas Hagenkötter · fraktion@frw-ratzeburg.de 

An den Bürgervorsteher 
 
und den Bürgermeister zur Kenntnis 
 
 
 
 
 

Sonntag, 25. November 2012 
 

 
 
Die FRW- Fraktion beantragt zur Stadtvertretung am 10.12.2012 beim Tagesordnungspunkt 
Haushalt folgenden Antrag zur Abstimmung zu stellen: 
 
 
 Die Stadt Ratzeburg kündigt zum 31.12.2012 ihre Anteile an der Herzogtum 

Lauenburg Marketing und Service GmbH (HLMS) mit Wirkung zum 31.12.2013. 
 

 
Begründung: 
Die Gesellschafterstellung der Stadt Ratzeburg in der HLMS kostet jährlich ca.40.000,- €, die 
nur über Neuverschuldungen finanziert werden können. Die HLMS wurde durch den Kreis 
gegründet und sollte auch ausschließlich über diesen durch die Kreisumlage finanziert werden. 
 
Auch ohne Gesellschafterstellung ist die HLMS verpflichtet, Unterstützung für den Tourismus für 
das ganze Herzogtum Lauenburg zu erbringen. Es sind auch nicht alle Städte und Ämter 
Gesellschafter.  
 
Sollten durch Ausstieg aus der HLMS bestimmte Leistungen nicht mehr erbracht werden, so 
kann auf diese Leistungen verzichtet werden, sofern die Betriebe selbst diese nicht als 
notwendig erachten und selbst erbringen. So wird z.B. ein eigenes Buchungssystem durch die 
Stadt Ratzeburg nicht mehr als erforderlich angesehen, da es genügend Alternativen gibt. 
 
Von den Einnahmen aus dem Tourismusbereich sind lediglich 12.000,- € Provisionen für 
Zimmervermittlung. Man kann davon ausgehen, dass ca. 80-90% aller Übernachtungsgäste 
über andere Kanäle als die städtische Zimmervermittlung organisiert werden. Der Aufwand für 
ein eigenes Buchungssystem steht in einem nicht vertretbaren Verhältnis zum Ertrag. 
 
 
Andreas Hagenkötter 
Fraktionsvorsitzender FRW 
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